And. VwV-SaHO

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen
zur Anderung der Verwaltungsvorschriften des Siachsischen Staatsministeriums
der Finanzen zur Sachsischen Haushaltsordnung (VwV-SaHO)

Az.: 24-H1007-17/69-35376

Vom 2. September 2011

A.

Die Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Sachsischen
Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (SachsABI. SDr. S. S 225), zuletzt gedndert durch Verwaltungsvorschrift vom
14.Juli 2010 (SachsABI. S. 1111) mit Wirkung vom 13. August 2010 werden wie folgt geandert:

l. In Nummer 12.1 Satz 1 VwV zu § 7 SAHO wird die Angabe ,31. August 1995 (GMBI. S. 764)" durch die
Angabe ,12. Januar 2011 ersetzt.

Il. In Nummer 13.3 VwV zu § 7 SAHO wird die Angabe ,21. Januar 2004 (SachsABI. S. 139)" durch die
Angabe ,17. Oktober 2008 (SachsABI. S. 1499)" ersetzt.

M. Anlage zur VWV zu § 7 SAHO (zu Nummer 12.1) wird wie folgt gefasst:
»Arbeitsanleitung Einfiihrung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
— Rundschreiben des BMF vom 12. Januar 2011 —IlA3 - H 1012-10/08/10004 —

Als Anlage Ubersende ich eine Uberarbeitete Fassung der Arbeitsanleitung Einflhrung in
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Sie ersetzt die mit Rundschreiben des BMF vom 31. August 1995 — I
A3-H1005-23/95 - (GMBI 1995, S. 764) versandte Fassung aus dem Jahr 1995.

Die Arbeitsanleitung ist vornehmlich fiir die Durchflihrung einzelwirtschaftlicher Untersuchungen bestimmt
(vergleiche Verwaltungsvorschrift Nummer 2.3 zu § 7 Bundeshaushaltsordnung (BHO) vom

19. August 1969 (BGBI. | S. 1284), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010
(BGBI. | S. 1885) geandert worden ist). Es werden die Schritte einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im
Einzelnen erlautert und Hinweise zur Durchfihrung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gegeben.
Gesamtwirtschaftliche Untersuchungen werden kurz dargestellt.

Die Arbeitsanleitung richtet sich an jeden, der mit der Durchflihrung von
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen befasst ist, und soll so der Umsetzung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (§ 7 BHO) dienen.

Sie wird nicht als Teil der Verwaltungsvorschriften zu § 7 BHO herausgegeben, sondern stellt ein
Empfehlung dar, die zur weiteren qualitativen Verbesserung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
beitragen soll.

In die Uberarbeitung sind Erfahrungen aus der Praxis und Priifungserkenntnisse des BRH eingeflossen.
Im Interesse einer kontinuierlichen Verbesserung des Instrumentariums fiir
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und dessen verbreiteter Anwendung sollten Erfahrungen und
Ergdnzungsbedarf auch weiterhin mitgeteilt werden, um praxisnahe Anpassungen der Arbeitsanleitung zu
ermdglichen.

Die Arbeitsanleitung enthalt grundséatzliche fachiibergreifende Hilfestellungen. Sofern fiir bestimmte
Fachthemen besondere Empfehlungen oder Regelungen fiir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen mit
ressortlbergreifender Bedeutung gegeben werden, sind diese zur Bearbeitung zusatzlich heranzuziehen.
Auf Abschnitt E der Arbeitsanleitung wird insoweit Bezug genommen.

Anlage

Arbeitsanleitung Einfiihrung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

Inhaltsverzeichnis ...“

Die vollstdndige Fassung der Arbeitsanleitung Einfiihrung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen wird als
Anlage dieser Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Anderung der
Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zur S&chsischen
Haushaltsordnung (VwV-SaHO) beigeflgt.

V. In Nummer 3 VwV zu § 17 SAHO wird die Angabe ,und Nummer 5 gestrichen.
V. In § 21 Abs. 2 SAHO werden die Wérter ,Angestellte oder Arbeiter” ersetzt durch das Wort ,Beschéftigte”.
VI. In § 25 SAHO wird ein 4. Abschnitt neu eingeflgt:
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,(4) Eine Entnahme aus den in Absatz 2 genannten Riicklagen oder deren Auflésung bedarf der
Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses.”

VII. In § 39 S&HO werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.

Es wird ein neuer Absatz 2 eingefiigt:

»(2) Darlber hinaus kann das Staatsministerium der Finanzen im Zusammenhang mit
Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts, bei denen der
Freistaat Sachsen Gewahrirager oder Trager ist, Blrgschaften, Garantien und sonstige
Gewahrleistungen mit dem Ziel ibernehmen, die dem Freistaat Sachsen aus seinen
Tragerschaften drohenden Risiken und Belastungen zu begrenzen. Ubernahmen im Sinne von
Satz 1 diirfen nur getatigt werden, wenn andernfalls die staatliche Finanzlage erheblich
beeintrachtigt wiirde. Eine erhebliche Beeintrachtigung der staatlichen Finanzlage liegt
insbesondere dann vor, wenn der Freistaat Sachsen seine Ausgaben, die im Sinne von Artikel 98
Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen nétig sind, nicht mehr ohne Kreditaufnahmen
leisten kann. Ubernahmen im Sinne von Satz 1 bediirfen der Einwilligung des Haushalts- und
Finanzausschusses durch Beschluss. Der Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses
bedarf es nicht, wenn sofortiges Handeln zur Abwendung einer dem Freistaat Sachsen drohenden
unmittelbar bevorstehenden Gefahr erforderlich ist und die Einwilligung nicht rechtzeitig eingeholt
werden kann. In diesem Fall ist der Haushalts- und Finanzausschuss unverzlglich zu
unterrichten.”.

Aus dem bisherigen Absatz 2 wird der Absatz 3.

Aus dem bisherigen Absatz 3 wird der Absatz 4 und die Angabe ,Absatz 2" wird durch die Angabe
LAbsatz 3“ ersetzt.

VIII. In der Inhaltstibersicht zu § 44 SAHO wird die Angabe Muster zu A. wird folgt gefasst:

~Muster zu A.

Muster 1a: Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung

Muster 1b: Antrag auf Bewilligung weiterer Zuwendungsraten

Muster 1c: Zuwendungsbescheid

Muster 2: Angaben zu den finanziellen Verhaltnissen

Muster 3: Auszahlungsantrag

Muster 3a: Mittelanforderung fir BaumaBnahmen

Muster 4: Verwendungsnachweis/Vorlaufiger Verwendungsnachweis
Muster 5: Kosten von Hochbauten®

IX. VwV zu § 44 SAHO wird wie folgt gedndert:

1.
2.

o o~ W

In der Nummer 1.3.1 wird im Satz 2 vor dem Wort ,Zweck” das Wort ,alleiniger” eingefligt.

In der FuBnote zur Nummer 3.2.3 werden die Wérter ,Nummer 22 der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Ausflihrung des Umsatzsteuergesetzes (Umsatzsteuerrichtlinien 2005 —
UStR 2005) vom 16. Dezember 2004 (BStBI. | SDr. 3/2004)“ ersetzt durch ,Nummer 2.10 des
Umsatzsteuer-Anwendungserlasses vom 01. Oktober 2010 (BStBI. | S. 846)".

In der Nummer 4.2.8 wird das Satzzeichen Komma durch das Wort ,und” ersetzt.
Die Nummer 4.2.9 wird gestrichen.
Die bisherige Nummer 4.2.10 wird neu die Nummer 4.2.9.

In Nummer 5.1 werden in Satz 1 die Wérter ,,,.zur Projektférderung bei kommunalen Kérperschaften
(ANBest-K)" und die Angabe ,, 3a“ gestrichen. Satz 3 wird gestrichen.

Nach Nummer 5.1 wird die Nummer 5.2 wie folgt eingefligt:

.0.2  Die Bewilligungsbehérde darf bei gemeinsamer Finanzierung mit dem Bund und anderen
Bundeslandern anstelle der Allgemeinen Nebenbestimmungen des Landes die des
Bundes oder eines anderen Bundeslandes zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides
machen. Dies gilt auch fir gemeinsam institutionell geférderte Zuwendungsempfangerim
Falle einer landesfinanzierten Projektférderung.”

Nach Nummer 5.2 wird Nummer 5.3 wie folgt eingeflgt:

9.3 Die Bewilligungsbehdrde darf, auch nach Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides,*
Die bisherige Nummer 5.1.1 wird neu die Nummer 5.3.1.

Die bisherige Nummer 5.1.2 wird neu die Nummer 5.3.2 und wie folgt gefasst:

,5.3.2 bei Projekifdrderung im Einzelfall eine Uberschreitung der Einzelansétze des
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Finanzierungsplans (vergleiche Nummer 3.2.1) um mehr als 20 Prozent zulassen, soweit
die Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansatzen
ausgeglichen werden kann; abweichend davon kénnen die Einzelansatze der
Sachausgaben des Finanzierungsplans fiir investive BaumaBnahmen und MaBnahmen
zur Anschaffung oder Herstellung von Betriebsvorrichtungen im Einzelfall mit férderfahigen
Gesamtausgaben von nicht mehr als 500 000 EUR befristet bis zum 31. Dezember 2013
ohne Zulassung der Bewilligungsbehérde tberschritten werden, soweit die
Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansitzen
ausgeglichen werden kann,*

11. Die bisherigen Nummern 5.1.3,5.1.4,5.1.4.1,5.1.4.2,5.1.4.3,5.1.5 und 5.1.6 werden neu die
Nummern 5.3.3,5.3.4,5.3.4.1,5.3.4.2,5.3.4.3,5.3.5und 5.3.6.

12. Die bisherige Nummer 5.1.7 wird neu die Nummer 5.3.7 und wie folgt gefasst:

,D.3.7 bei Vorliegen besonderer Umstande Fristen fir die Vorlage der Verwendungsnachweise
abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen festlegen sowie auf die Vorlage
von Belegen und auf den Zwischennachweis verzichten,*

13. Die bisherigen Nummern 5.1.8, 5.2 und 5.3 werden neu die Nummern 5.3.8,5.4 und 5.5.
14. Die bisherige Nummer 5.3.1 wird neu die Nummer 5.5.1 und wie folgt gefasst:

,5.5.1 bei nicht rlickzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an Gegenstédnden
zur Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruches; eine dingliche Sicherung eines
etwaigen Erstattungsanspruches ist regelmaBig vorzusehen, wenn aus nicht
rickzahlbaren Zuwendungen Grundstiicke (einschlieBlich Gebduden) oder Rechte
erworben werden; bei Gebietskdrperschaften und Religionsgesellschaften, die
Kérperschaften des 6ffentlichen Rechtes sind beziehungsweise als solche anerkannt
wurden (Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 WRV), kommt regelmaBig
keine dingliche Sicherung in Betracht,”

15. Die bisherigen Nummern 5.3.2,5.3.3,5.3.4,5.3.5,5.3.6,5.3.7,5.3.8,5.3.9 und 5.3.10 werden neu
die Nummern5.5.2,5.5.3,55.4,55.5,55.6,55.7,5.5.8,55.9und 5.5.10.

16. In Nummer 15.1 wird das Wort ,Vergitungen“ durch das Wort ,Entgelte”; die Angabe ,BAT-O oder
MTArbO" durch die Angabe ,TV-L"; das Wort ,Angestellte” durch das Wort ,Beschéftigte” ersetzt.

X. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur institutionellen Férderung (ANBest-1) in der
Anlage 1 zur VwV zu § 44 S&HO werden wie folgt gedndert:

1. Nummer 1.3 wird wie folgt gefasst:

,1.3  Der Zuwendungsempfénger darf seine Beschéftigten finanziell nicht besser stellen als
vergleichbare Staatsbedienstete; héhere Entgelte als nach den flir Beschéaftigte des
Freistaates Sachsen geltenden Tarifvertragen sowie sonstige Uber- oder auBertarifliche
Leistungen dirfen nicht gewéhrt werden. Sind im Wirtschaftsplan Stellen, die Uber die
hdchste tarifliche Entgeltgruppe hinausgehen, ohne Angabe der Héhe des Entgelts
ausgebracht, bedarf die Festsetzung des Entgelts in jedem Einzelfall der vorherigen
Zustimmung der Bewilligungsbehdérde.”

2. Nummer 1.8 wird wie folgt gefasst:

,1.8  Die Bildung von Riickstellungen und Ricklagen ist nur zuldssig, soweit sie gesetzlich
vorgeschrieben ist.”

3. In Nummer 4 wird die Angabe ,400 EUR" durch die Angabe ,410 EUR" ersetzt.
XI. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P) in der Anlage 2
zur VwV zu § 44 SGHO werden wie folgt geéndert:
1. In Nummer 1.3 wird das Wort ,Vergutungen*® durch das Wort ,Entgelte” ersetzt.
2. In Nummer 4.2 wird die Angabe ,400 EUR" durch die Angabe ,410 EUR" ersetzt.
3. In Nummer 5.6 werden die Worter ,oder eréffnet” gestrichen und das Satzzeichen Punkt durch ein

Komma ersetzt.
4. Nach der Nummer 5.6 wird die Nummer 5.7 wie folgt angefligt:

.D.7  sich Angaben zum Zuwendungsempfanger (Anschrift, Unternehmens- beziehungsweise
Gesellschafterstruktur, Rechtsform) andern.”

XII. Die Verwaltungsvorschrift fir Zuwendungen des Freistaates Sachsen an kommunale Kérperschaften
(VVK) in der Anlage 3 zur VwV zu § 44 SEHO wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 1.3.1 wird vor dem Wort ,Zweck” das Wort ,alleiniger” eingefigt.
2. In Nummer 3.3.1 wird das Wort ,erforderlichenfalls” gestrichen.
3. In der Nummer 4.2.7 wird das Satzzeichen Komma durch das Wort ,und” ersetzt.
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Die Nummer 4.2.8 wird gestrichen.
Die bisherige Nummer 4.2.9 wird neu die Nummer 4.2.8.
Die Nummer 5.1.1 wird wie folgt gefasst:

,5.1.1 im Einzelfall eine Uberschreitung der Einzelanséatze des Finanzierungsplans (vergleiche
Nummer 3.3.1) um mehr als 20 Prozent zulassen, soweit die Uberschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansétzen ausgeglichen werden kann;
abweichend davon kénnen die Einzelansatze der Sachausgaben des Finanzierungsplans
far investive BaumaBnahmen und MaBnahmen zur Anschaffung oder Herstellung von
Betriebsvorrichtungen im Einzelfall mit férderfahigen Gesamtausgaben von nicht mehr als
500 000 EUR befristet bis zum 31. Dezember 2013 ohne Zulassung der
Bewilligungsbehérde liberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansatzen ausgeglichen werden kann,”

7. In der Nummer 14.1 wird das Wort ,Vergitungen“ durch das Wort ,Entgelte”; die Angabe ,BAT-O
oder MTArbO" durch die Angabe , TV-L"; das Wort ,Angestellte” durch das Wort ,Beschéaftigte”
ersetzt.

XIIl. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung an kommunale

Kdrperschaften (ANBest-K) in der Anlage 3a zur VwV zu § 44 SAHO werden wie folgt gedndert:

1. In Nummer 3.1 Satz 1 wird die Angabe ,Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch
mehrere Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 50 000 EUR betragt, sind
anzuwenden” durch die Wérter ,Es sind anzuwenden* ersetzt.

XIV.  Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung auf Kostenbasis (ANBest-
P-Kosten) in der Anlage 4 zur VwV zu § 44 SAHO werden wie folgt gedndert:

1. In Nummer 4.8 werden die Worter ,oder erdffnet” gestrichen und das Satzzeichen Punkt durch ein
Komma ersetzt.

2. Nach der Nummer 4.8 wird die Nummer 4.9 wie folgt angefligt:

4.9 sich Angaben zum Zuwendungsempfanger (Anschrift, Unternehmens- beziehungsweise
Gesellschafterstruktur, Rechtsform) andern.”

3. In Nummer 5.4 wird Satz 2 wie folgt angefiigt:
,Diese Regelung wird bis zum 31. Dezember 2013 ausgesetzt.”

XV. Die Erlauterungen wichtiger Begriffe (zu den Bestimmungen fir die Bewilligung von Zuwendungen aus
dem Staatshaushalt) in der Anlage 6 zur VwV zu § 44 SAHO werden wie folgt gedndert:

1. Die Angabe zu ,Bewilligungszeitraum® wird wie folgt gefasst:
,Bewilligungszeitraum
Bewilligungszeitraum ist der Zeitraum, in dem das Vorhaben durchzufihren ist und in welchem die
Leistungen erbracht sein mussen, fir welche Ausgaben/Kosten als zuwendungsfahig geltend
gemacht werden sollen (Projektdurchflihrungszeitraum).”

2. In der Angabe zu ,Sonderabschreibungen” wird die Angabe ,19. Oktober 2002 [BGBI. | S. 4210,
2003 | 179]" ersetzt durch ,8. Oktober 2009 [BGBI. | S. 3366, 3862]".
3. Nach der Angabe zu ,Zuwendungsrichtlinien“ wird folgende Angabe angefigt:

LZweckbindungsfrist

Die Zweckbindungsfrist umfasst die Zeit, in welcher der Einsatz der aus der Zuwendung
finanzierten Gegenstande fir den Zuwendungszweck des Vorhabens nach Lieferung
beziehungsweise Fertigstellung gewahrleistet sein muss. Der Beginn und das Ende der
Zweckbindungsfrist sind gegenliber dem Zuwendungsempfanger eindeutig festzulegen.”

XVI.  Im Hinweis A in der Anlage 8 zur VWV zu § 44 SAHO werden die Wérter ,Regelungen im
Verwaltungsverfahrensgesetz fir den Freistaat Sachsen (SachsVwVfG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. September 2003 (SachsGVBI. S. 614)“ ersetzt durch ,Regelungen im Gesetz
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts fiir den Freistaat
Sachsen (SachsVwVfZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 124)".

XVIl.  Die Hinweise Gin der Anlage 8 zur VwV zu § 44 SAHO werden wie folgt gedndert:
1.) In Nummer 16 (Zu Nummer 8.1 zu § 44) wird die Angabe ,SachsVwVfG" ersetzt durch
.SachsVwViZG*.

2) In Nummer 23 (Zu Nummer 13 Satz 2 zu § 44) wird in Satz 3 der Klammerzusatz ,(zum Beispiel
nach dem Gesetz uber die Kulturrdume in Sachsen [Sachsisches Kulturraumgesetz — SachskKRG]
vom 20. Januar 1994 [SachsGVBI. S. 175], in der jeweils geltenden Fassung)“ gestrichen.

3.) Nach Nummer 25 (Zu Nummer 15.2 zu § 44) wird Nummer 26 wie folgt eingeflgt:
»26 Zu Nummer 1.1 ANBest-I, ANBest-P, ANBest-K und ANBest-P-Kosten (Anlagen 1,2, 3a und 4
zur Verwaltungsvorschrift zu § 44 SAHO)
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Skonti sind bei Abrechnung von den zuwendungsféahigen Ausgaben abzuziehen, soweit diese
durch den Zuwendungsempfanger tatsachlich in Anspruch genommen wurden. Diese Regelung
ist fir einen Erprobungszeitraum bis zum 31.12.2013 anzuwenden.”

4) Die bisherigen Nummern 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32 werden neu die Nummern 27, 28, 29, 30, 31,
32, 33.

5.) Der neuen Nummer 33 (Zur VVK (Anlage 3 zur Verwaltungsvorschrift zu § 44 SAHO)) werden
Satz 2 und 3 wie folgt angefiigt:
-Kommunale Kdrperschaften sind die Gebietskdrperschaften (Gemeinden und Landkreise) als
Kérperschaften des éffentlichen Rechts, sowie die Verbandskérperschaften Verwaltungsverband
und Zweckverband gemaB § 2 Abs. 1 SdchsKomZG. Dingliche oder schuldrechtliche Sicherungen
kommen bei kommunalen Kdrperschaften regelmaBig nichtin Betracht.”

XVIIl.  § 48 SAHO wird wie folgt gefasst:
»§ 48
Einstellung und Versetzung von Beamten

(1) Einstellungen und Versetzungen von Beamten in den Staatsdienst bedlrfen der Einwilligung des
Staatsministeriums der Finanzen, wenn der Bewerber im Zeitpunkt der Einstellung oder Versetzung das
40. Lebensjahr, bei Hochschullehrern das 50. Lebensjahr (iberschritten hat. Fir Bewerber, die Eltern- und
Betreuungszeiten gemanB § 7a Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Verordnung der Staatsregierung Uber die
Laufbahnen der Beamten und Richter im Freistaat Sachsen (Sachsische Laufbahnverordnung —
S&chsLVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (S&achsGVBI. S. 458), in der jeweils
geltenden Fassung, geleistet haben, erhéht sich die Altersgrenze nach Satz 1 fir jeden Betreuungsfall um
ein Jahr, h6chstens um drei Jahre. Die Altersgrenze nach Satz 1 erhdht sich auBerdem um die Zeit des
tatséchlich abgeleisteten Grundwehrdienstes oder Zivildienstes.

(2) Die Einwilligung nach Absatz 1 darf nur erteilt werden, wenn
1 hervorragende Eignungsvoraussetzungen vorliegen,

2. kein jingerer geeigneter Bewerber zur Verfligung steht,
3

die Einstellung und Versetzung insbesondere auch unter Beriicksichtigung der entstehenden
Versorgungslasten einen erheblichen Vorteil fiir den Freistaat Sachsen bedeutet und

4. sofern ein bundlandertbergreifender Dienstherrenwechsel vorliegt, eine
Versorgungslastenteilung mit dem abgebenden Dienstherrn besteht und eine Versetzung in den
Ruhestand weder beantragt ist noch Anhaltspunkte fiir einen vorgezogenen Ruhestand vorliegen.

Laufbahnrechtliche Bestimmungen bleiben unberihrt.

(3) Der Einwilligung nach Absatz 1 bedarf es nicht fiir Bewerber, die aus einem Richterverhalinis zum
Freistaat Sachsen in ein Beamtenverhaltnis zum Freistaat Sachsen oder umgekehrt berufen werden.”

XIX.  In§50 Abs. 4 S.1 SGHO werden die Woérter ,langer als” durch das Wort ,mindestens" ersetzt.

XX. In Nummer 1.1 VwV zu § 54 SAHO wird die Angabe ,15 000 EUR" durch die Angabe ,,30 000 EUR"
ersetzt.

XXIl.  In § 64 SAHO wird die Angabe ,§ 18 Abs. 2 und § 38 Abs. 1“ ersetzt durch ,§ 18 Abs. 5 und § 38 Abs. 1*.

XXIl.  In § 65 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefligt:
+Als Mitglieder nach Satz 1 sind nur Personen zu bestellen, die Uber die fur diese Aufgabe erforderliche
betriebswirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde verfiigen. Der Freistaat Sachsen soll ihnen Gelegenheit
geben, regelmaBig an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, die der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
dienlich sind.”

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.
Dresden, den 2. September 2011

Der Staatsminister der Finanzen
Prof. Dr. Georg Unland

Arbeitsanleitung Einfuhrung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

Inhaltsverzeichnis
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1. Vorgehensweise bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen
2. Vorgehensweise bei MaBnahmen mit geringerer finanzieller Bedeutung
3. Beriicksichtigung der Risikoverteilung
VII. Sensitivitditsanalyse und Szenarioanalyse
1. Sensitivitdtsanalyse
2. Szenarioanalyse
3. Abgrenzung der Sensitivititsanalyse und der Szenarioanalyse von der Berlicksichtigung der
Risiken und Risikoverteilung
VIII. Ergebnis, Entscheidungsvorschlag und Festlegung von Kriterien zur Erfolgskontrolle
D. Erfolgskontrolle

l. Gegenstand und Zeitpunkt
Il. Angemessenheit

M. Arbeitsschritte

1. Zielerreichungskontrolle und Wirkungskontrolle

2. Wirtschaftlichkeitskontrolle
E. Spezielle Empfehlungen und Regelungen fir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
F. Anlagen

Ab-/Aufzinsungsfaktoren
Barwert/Endwertfaktoren

A. Einleitung

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist eine Grundregel 6ffentlicher Haushaltswirtschaft. Danach ist die glinstigste
Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln (Ressourcen) anzustreben.

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit umfasst das Sparsamkeits- und das Ergiebigkeitsprinzip:
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e Das Sparsamkeitsprinzip (Minimalprinzip) verlangt, ein bestimmtes Ergebnis mit méglichst geringem
Mitteleinsatz zu erzielen.

e Das Ergiebigkeitsprinzip (Maximalprinzip) verlangt, mit einem bestimmten Mitteleinsatz das bestmdgliche
Ergebnis zu erzielen.

Bei der Ausflihrung des Haushaltsplans steht der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit in seiner Auspragung als
Sparsamkeitsprinzip im Vordergrund. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen dienen dabei als Instrumente zur
Umsetzung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit.

§ 7 BHO schreibt fiir alle finanzwirksamen MaBnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor.
Sachgerechte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen erméglichen es den Entscheidungstragern, wirtschatftlich zu
handeln. Soweit Entscheidungen Einnahmen oder Ausgaben fiir den Bund verursachen, geht es um die
Verwendung von Steuermitteln, Beitrdgen und Geblhren. Im Umgang mit diesen Finanzmitteln bestehen
besondere Sorgfaltspflichten sowie eine Dokumentationspflicht hinsichtlich der Beachtung des
Wirtschaftlichkeitsgebots.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bilden die aus der gesetzlichen Verpflichtung zur wirtschaftlichen
Aufgabenwahrnehmung folgenden erforderlichen Uberlegungen zur Durchflihrung einer finanzwirksamen
MaBnahme ab.

Sie unterstltzen Entscheidungen, indem sie Transparenz schaffen tber

e alle vorhandenen Entscheidungsmdglichkeiten

e den Entscheidungsumfang

e die finanziellen Auswirkungen der Entscheidung und

e die Abhangigkeiten des Entscheidungsvorschlages von Annahmen und Rahmenbedingungen.

Bei den nicht auf Gewinnerzielung ausgerichteten 6ffentlichen Aufgaben werden die Ausgaben in der Regel die
Einnahmen Ubersteigen. Der Bund hat jedoch in jedem Fall die ihm obliegenden Aufgaben so wirtschaftlich wie
moglich wahrzunehmen.

In Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase werden erwartete kiinftige Ein- und Auszahlungen
abgebildet. HaushaltsmaBig spiegeln sich Ein- und Auszahlungen in den Ist-Ergebnissen der Titel wider. Dies gilt
auch fir realisierte Risiken, unabhéngig davon, dass die fiir den Fall des Risikoeintritts zu erwartenden Ein- bzw.
Auszahlungen im Haushaltsplan nicht in vollem Umfang als Einnahmen bzw. Ausgaben veranschlagt werden
dirfen. Wenn im Folgenden die Begriffe Einnahmen/Ausgaben und Einzahlungen/Auszahlungen aus
Vereinfachungsgrinden synonym verwendet werden, ist stets zu beachten, dass die erwarteten Risiken hier
grundsatzlich mit umfasst sind.

B. Grundsatzliches zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

|. Erforderlichkeit

GemaB § 7 Abs. 2 Satz 1 BHO sind fir alle finanzwirksamen MaBnahmen angemessene
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzufihren.

Finanzwirksam ist eine MaBnahme, wenn sie die Einnahmen oder die Ausgaben des Bundeshaushaltes
unmittelbar oder mittelbar beeinflusst. Sie ist ein auf der Grundlage eines verantwortlichen
Entscheidungsprozesses beruhendes Handeln der Verwaltung, mit dem innerhalb einer begrenzten Zeitspanne
ein vorab definiertes Ziel erreicht werden soll. Dazu gehért auch die Beibehaltung des Status quo. Finanzwirksame
MaBnahmen sind unter anderem:

e organisatorische MaBnahmen (z. B. Reorganisation der Arbeitsabléufe)

¢ alternative Formen der Aufgabenerledigung [z. B. Ausgliederung, Privatisierung, Offentlich-Private
Partnerschaften (OPP)]

e Finanzierungsalternativen
e Rationalisierungsinvestitionen
e neue Investitionsvorhaben

e Beschaffung und Erwerb von beweglichen Gegenstanden (z. B. Erst- und Ersatzbeschaffungen von
Ausristungsgegenstéanden, Verbrauchsmaterialien, Geraten, Kfz, Mobiliar) einschlieBlich alternativer
Beschaffungsformen (z. B. Kauf, Leasing, Miete)

¢ Nutzung von Immobilien (z. B. Standortentscheidungen, Entscheidungen Uber die Form der Unterbringung,
BaumaBnahmen)

o Offentlichkeitsarbeit/Fachinformationen
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e Gesetze und verwaltungsinterne Regelungen mit finanziellen Auswirkungen
e Foérderprogramme und Einzelférderungen

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bilden die Grundlage flr die Entscheidung tber das ,Ob“ (z. B.
Ersatzbeschaffung ja/nein; Erforderlichkeit von neuen Investitionsvorhaben) und das ,Wie® einer MaBnahme (z. B.
Kauf, Leasing, eigene Aufgabenwahrnehmung, Ausgliederung, OPP).

Zum Teil lassen sich finanzwirksame MaBnahmen direkt aus den zu erbringenden Aufgaben des Bundes ableiten,
zum Teil sind sie unterstitzend erforderlich, um die Aufgabenwahrnehmung des Bundes sicherzustellen (z. B.
Unterbringung des zur Aufgabenwahrnehmung notwendigen eigenen Personals oder Materials).

Il. Angemessenheit

Die gewéhlte Form der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung soll in Methodik und Aufwand im Verhaltnis zur
finanzwirksamen MaBnahme angemessen sein (,Wirtschaftlichkeit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung®).

Erfahrungsgemas entstehen oft Schwierigkeiten hinsichtlich des Betrachtungsumfangs, das heiBt, des inhaltlichen
Betrachtungsgegenstandes der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Dabei kommt es darauf an, sich an den Zielen der
finanzwirksamen MaBnahme zu orientieren. Diese bilden die Grundlage fir die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.
Steht z. B. eine Entscheidung daruber an, wie eine bislang von einer Behérde wahrgenommene Aufgabe zukiinftig
erfillt werden soll - weiterhin von der Behdrde oder durch einen privaten Anbieter -, ist damit gleichzeitig auch die
Entscheidung Gber alle damit zusammenhangenden personellen, infrastrukturellen und organisatorischen
Fragestellungen verbunden. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hat sich dementsprechend auch mit diesen
Aspekten zu beschéftigten.

Je nach Zielbildung kann die Zusammenfassung einer Vielzahl von finanzwirksamen MaBnahmen in einer
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung angemessen sein.

Der Aufwand wird im Wesentlichen durch die Komplexitat der Aufgabe und die Kenntnisse Uber die Auswirkungen
und Abh&ngigkeiten der Aufgabenwahrnehmung bestimmt. Es ist darauf zu achten, dass der Aufwand fiir
Datenermittlung, Dokumentation, etc. und die durch die anstehende Entscheidung erzielbaren Effekte in einem
angemessenen Verhalinis stehen.

lll. Zustandigkeiten

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind grundsétzlich von der Organisationseinheit durchzufiihren, die mit der
MaBnahme befasst ist. Die Beauftragten flir den Haushalt (§ 9 BHO) entscheiden, Gber welche
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sie zu unterrichten sind. Sie kdnnen sich an den
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen beteiligen

IV. Betrachtungsperspektive

Bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ist grundsétzlich die Interessenlage des Bundes als handelnde
Gebietskdrperschaft zugrunde zu legen. In den meisten Féallen wird es gleichwohl ausreichend sein, wenn sich
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auf die finanziellen Auswirkungen fiir einzelne Organisationseinheiten (z. B.
ein Ressort) beschrankt. Ist jedoch erkennbar, dass diese Beschrankung im Hinblick auf den Bundeshaushalt
finanzielle Auswirkungen unbericksichtigt Iasst und somit ggf. zu insgesamt unwirtschaftlichen MaBnahmen fihrt,
ist die angemessene Beriicksichtigung aller Effekte erforderlich und die Betrachtungsperspektive zu erweitern. Die
Ermittlung der Effekte, die bei anderen Organisationseinheiten (z. B. Ressorts) eintreten kénnten, sollte im
Einvernehmen zwischen den Betroffenen erfolgen.

Bei erheblichen Auswirkungen auf mehrere Gebietskérperschaften ist eine gesamtstaatliche Sicht zugrunde zu
legen.

Zur Méglichkeit der Beriicksichtigung von Steuerriickfliissen bei OPP-Projekten wird auf das BMF-Rundschreiben
zur Bekanntgabe des ,Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten® vom 20. August 2007 - Il A
3 -H 1000/06/0003 - verwiesen (vgl. Abschnitt E).

V. Betrachtungszeitraum und Restwerte

Bei der Festlegung des Betrachtungszeitraums, auf den sich die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung beziehen soll,
sind folgende Gesichtspunkte zu berlcksichtigen:

e Esistmindestens ein Betrachtungszeitraum zu wéhlen, in dem die gesetzten Ziele erreichbar sind.

e Bei Daueraufgaben ist ein angemessen reprasentativer und 6konomisch sinnvoller Zeitraum zu wéhlen (z. B.
Innovationszyklen).

e Eine gewisse Planungssicherheit muss gegeben sein. Ist unklar, ob beispielsweise Mengenziele auch
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zukiinftig weiter bestehen, kann dies im Rahmen der Prognose beriicksichtigt werden. Das heiBt nicht, dass
absolute Sicherheit bestehen muss. Erforderlich ist eine ausreichend lange realistische Prognose als Basis fir
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.

e Essoll eine Transparenz Uiber alle finanziellen Auswirkungen der anstehenden Entscheidung geschaffen
werden.

e Der gewdhlte Betrachtungszeitraum ist fir alle Handlungsalternativen gleichermaBen zugrunde zu legen.

Je langer der Betrachtungszeitraum ist, desto mehr Informationen kénnen in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
mit bericksichtigt werden. Eine Investition (z. B. der Kauf oder Neubau eines Gebaudes) wird sich regelméaBig erst
innerhalb eines ausreichend langen Zeitraums amortisieren kénnen. Die Festlegung auf einen zu kurzen
Betrachtungszeitraum kénnte daher eine im Vergleich zur Miete wirtschaftliche Investition unwirtschaftlich
erscheinen lassen.

Auf der anderen Seite wird die Datengrundlage regelméBig umso weniger belastbar sein, je weiter der
Betrachtungszeitraum reicht.

Da bei der nachfolgend erlauterten Kapitalwertmethode Einzahlungen und Auszahlungen miteinander verglichen
werden, sind ggf. vorhandene Restwerte zu berlcksichtigen, wenn sie sich zwischen den zu untersuchenden
Handlungsalternativen erkennbar unterscheiden. Dies gilt auch dann, wenn z. B. Wirtschaftsguter tatséchlich Gber
den Betrachtungszeitraum (reprasentativer Betrachtungszeitraum bei Daueraufgaben) hinaus genutzt werden
sollen und daher eine VerduBerung nicht geplant ist. Die Berechnung des Restwertes kann in diesem Fall
beispielsweise auf der Basis des Marktwertes (am Ende des Betrachtungszeitraums) oder auf der Basis des
Nutzens (z.B. vermiedene Investition), den die Verwaltung aus den verwendeten Wirtschaftsgiitern ziehen kann,
(fir den Zeitraum, der Uber den Betrachtungszeitraum hinaus reicht) erfolgen.

V1. Uberblick Giber Methoden

Bei der Durchfuhrung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ist die nach den Erfordernissen des Einzelfalls
einfachste und wirtschaftlichste Methode anzuwenden (vgl. VV Nr. 2.3.1 zu § 7 BHO).

Je nach Umfang der MaBnahmewirkungen lassen sich die Verfahren grundsétzlich einteilen in:
e einzelwirtschaftliche Verfahren fur MaBnahmen mit nur geringen und damit zu vernachlassigenden
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen (z. B. Bedarfsdeckung firr die eigene Verwaltung) und

e gesamtwirtschaftliche Verfahren fir MaBnahmen mit nicht zu vernachlédssigenden gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen (z. B. Bundesverkehrswegeplanung 1 oder Férderprogramme 2).

Welches Verfahren anzuwenden ist, bestimmt sich

e nach der Artder MaBnahme,
e dem mitder MaBnahme verfolgten Ziel und
e den mitder MaBnahme verbundenen Auswirkungen.

Verfahren einzelwirtschaftliche gesamtwirtschaftliche
Betrachtung Betrachtung
monetare Bewertung Kapitalwertmethode Kosten-Nutzen-Analyse
nicht monetére Nutzwertanalyse Nutzwertanalyse im
Bewertung Rahmen der Kosten-
Nutzen-Analyse

Zusatzlich unterscheiden sich die Verfahren hinsichtlich der Bewertung der MaBnahmewirkungen. Die monetaren
Verfahren rechnen in Geldeinheiten, die nicht-monetaren Verfahren vergleichen anhand von Bewertungspunkten.

Monetare Verfahren kénnen mit der Nutzwertanalyse kombiniert eingesetzt werden. Eine Nutzwertanalyse ohne
die Verbindung mit einer monetaren Bewertung istim Regelfall nicht ausreichend.

Bei der Kosten-Nutzen-Analyse handelt es sich um ein Verfahren, bei dem im Allgemeinen die Auswirkungen auf
die Gesamtwirtschaft dargestellt werden. Ihr kann als Rechenverfahren die Kapitalwertmethode zugrunde gelegt
werden. Ein Beispiel sind Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fir die Bundesverkehrswegeplanung.

Diese Arbeitsanleitung behandeltim Wesentlichen die einzelwirtschaftlichen Verfahren. Die Kosten-Nutzen-
Analyse sowie eine mogliche Vorgehensweise bei Férderprogrammen werden nur knapp skizziert.

Auf Verfahren zur Ermittlung von Einnahmen und Ausgaben und ggf. zur Kostenermittiung wird ebenfalls nicht
weiter eingegangen. Bei der Durchfiihrung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen kann in geeigneten Féllen auf
standardisierte Werte zurlickgegriffen werden, wenn dies sachgerecht und angemessen ist (z. B. durch

Verwendung von Personalkostenséatzen, die mit jahrlichem Rundschreiben des BMF 3 bekannt gemacht werden).
Ebenso kénnen begriindete eigene Schatzwerte zugrunde gelegt werden. Fir die Durchfiihrung von
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Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen kénnen des Weiteren grundsatzlich alle belegbaren und mit angemessenem
Aufwand nutzbaren Quellen herangezogen werden, sofern die daraus gewonnenen Daten flir den Zweck
sachgerecht und angemessen sind.

VII. Diskontierungszinssatz

Der anzuwendende Kalkulationszinssatz fur die Diskontierung bei einzelwirtschaftlichen MaBnahmen wird vom
BMF mittels Rundschreiben herausgegebens.

Entsprechend dieses Rundschreibens sollen die Zinssatze fiir gleiche Laufzeiten und Stichtage immer dann
zugrunde gelegt werden, wenn es sich um finanziell bedeutsame und langerfristige MaBnahmen handeli, fir die
Handlungsalternativen mit einem wesentlichen privaten Finanzierungsanteil infrage kommen. Andernfalls kann der
im Rundschreiben aufgeflhrte Durchschnittszinssatz verwendet werden.

Die im Internetangebot der Deutschen Bundesbank verfligbaren Zinssétze der Zinsstrukturkurve werden taglich
aktualisiert. Der Durchschnittszinssatz wird regelméaBig mit dem BMF — Rundschreiben angepasst. Eine
Aktualisierung des in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung verwendeten Zinssatzes ist zeitnah vor der Entscheidung
erforderlich.

Bei monetarer Betrachtung von MaBnahmen mit nicht zu vernachlassigenden gesamiwirtschaftlichen
Auswirkungen sind gesonderte Zinssatze zugrunde zu legen, die von den Ressorts aus gesamtwirtschaftlichen
Kriterien abzuleiten und mit dem BMF abzustimmen sind.

Die Verwendung von gesonderten Zinssatzen bei MaBnahmen mit nicht zu vernachlassigenden
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen istin der Regel nur (im Rahmen der in Abschnitt C., V. 2. beschriebenen
Kosten-Nutzen-Analyse) bei bestimmten gesamtwirtschaftlichen Projekien, bei denen Nutzen monetarisierbar sind
(z. B. Bundesverkehrswege), erforderlich. Die Verwendung einer Kosten-Nutzen-Analyse wird nur in seltenen
Fallen fir den Einsatz bei Férderprogrammen angemessen sein (vgl. Abschnitt C., V. 3.).

VIIl. Abgrenzung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Kosten- und Leistungsrechnung

Sowohl Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als auch Kosten- und Leistungsrechnungen dienen dem Ziel der
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung des Bundes.

Aufgabe der Kosten- und Leistungsrechnung ist die Erfassung, Verteilung und Zurechnung der Kosten, die bei der
Erstellung bzw. Verwertung der Verwaltungsleistungen anfallen.

Unter Kosten versteht man den Wert verbrauchter Giter und in Anspruch genommener Dienstleistungen zur
Erstellung von Leistungen. Ob dabei Geld ausgegeben wird oder nicht, ist fliir den Kostenbegriff unwesentlich.

Leistung ist Ausdruck fir die Menge und den Wert der erzeugten Giiter und Dienstleistungen. Dazu zahlen
Leistungen fir Dritte (andere Verwaltungseinheiten, Birger), aber auch solche, die intern selbst bendétigt werden
(z. B. Produkte der Hausdruckerei, des Archivs usw.).

Der Erfolg einer Periode kann durch die Gegeniiberstellung von Kosten und Leistungen ermittelt werden.

Wéhrend die Kapitalwertrechnung im engeren Sinne im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unmittelbar
entscheidungsorientiert ist, bildet die Kosten- und Leistungsrechnung den periodischen Ressourcenverbrauch ab
und dient somit der permanenten Kostenkontrolle und der Kalkulation bestimmter Leistungen. Ein definierter
.Betrachtungszeitraum® ist ihr deshalb fremd.

Werden Entscheidungen Uber finanzwirksame MaBnahmen getroffen, geht es um Entscheidungen Uber zukiinftige
Einnahmen und Ausgaben. Daten aus der Kosten- und Leistungsrechnung sollen daher fiir
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Regel nicht eingesetzt werden.

Die Kosten- und Leistungsrechnung kann dazu herangezogen werden, mdglicherweise vorhandenen
Optimierungsbedarf friihzeitig zu erkennen, welcher dann mithilfe einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gepruift
werden kann.

IX. Vorgehensweise / Dokumentation

Durch die Dokumentation soll der sich aus der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ergebende
Entscheidungsvorschlag nachvollziehbar und verstandlich erldutert werden. Es empfiehlt sich gemaB der im
Folgenden (vgl. Abschnitt C) beschriebenen Schritte bei der Durchfiihrung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
vorzugehen und dies entsprechend darzustellen. Die Dokumentation soll die erforderliche Transparenz fiir die
Entscheidung schaffen. Es muss nachvollziehbar sein, wovon der Entscheidungsvorschlag abhangt. Insbesondere
muss deutlich werden, wie sich aus den Zielen die relevanten Handlungsalternativen ableiten. Die Dokumentation
der Arbeitsschritte, der Annahmen, der Datenherkunft und des Ergebnisses der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist
Voraussetzung fir die anstehende Entscheidung sowie deren ggf. notwendiger Begriindung, z. B. im
Haushaltsaufstellungsverfahren gegentiber dem BMF oder dem Haushaltsgesetzgeber.
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Es empfiehlt sich, insbesondere bei gréBeren Vorhaben, bereits zu einem frihen Zeitpunkt alle von der
finanzwirksamen MaBnahme mittelbar oder unmittelbar betroffenen Bereiche zu beteiligen.
Ressourcenengpéssen, Fehleinschatzungen und ungeniigender Berlicksichtigung von Handlungsalternativen
kann so friihzeitig entgegengewirkt werden.

C. Die wesentlichen Arbeitsschritte einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in der
Planungsphase einer finanzwirksamen MaBnahme

. Zeitpunkte, Anforderungen im Uberblick

§ 7 Abs. 2 BHO verlangt fur alle finanzwirksamen MaBnahmen die Durchfiihrung angemessener
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Je komplexer und langfristiger eine vorgesehene MaBnahme ist, umso
komplexer wird auch die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sein.

Ihr Einsatz ist des Weiteren zu unterschiedlichen Zeitpunkten erforderlich.

Zeitpunkt fir
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

Bei der Planung

Ggf. bei der Durchfiihrung (begleitende
Erfolgskontrollen)

Nach Abschluss der Mallnahme
(abschlieBBende Erfolgskontrolle)

K

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind durchzufiihren, bevor Entscheidungen getroffen werden, die finanzielle
Auswirkungen haben. Sie sind daher auch vor der Einleitung von Vergabeverfahren durchzufihren.
Vergabeverfahren/Rahmenvereinbarungen ersetzen nicht eine vorherige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sollen Entscheidungen vorbereiten, kdnnen sie aber nicht ersetzen.

Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in der Planungsphase enthéltin der Regel Aussagen zu folgenden
Teilaspekten:

e Analyse der Ausgangslage,

e ausder Erfillung notwendiger Aufgaben des Bundes abgeleitete Ziele (ggf. daraus abgeleitete Teilziele) und
mogliche Zielkonflikte (auch bedingt durch die Ziele anderer finanzwirksamer MaBnahmen),

e Betrachtungszeitraum unter Beriicksichtigung des Zeitplanes flir die Durchfihrung der MaBnahme,

e Aufzeigen relevanter Handlungsalternativen (einschlieBlich dem Fortfihrungsfall, das heiBt, wenn keine
besondere MaBnahme erfolgt),

e Prifung der Eignung der einzelnen Handlungsalternativen zur Erreichung der Ziele unter Einbeziehung der
rechtlichen, organisatorischen und personellen Rahmenbedingungen,

e ausflhrliche Darstellung der weiter zu verfolgenden Handlungsalternativen und ihrer Rahmenbedingungen,
Nutzen, monetaren und ggf. nicht-monetaren Aspekte,

e Bericksichtigung der Risiken und der Risikoverteilung bei den einzelnen Handlungsalternativen,

e Sensitivitdtsanalyse zur Darstellung wie sich die der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zugrunde liegenden
Annahmen verdndern missten um eine andere Handlungsalternative vorteilhafter werden zu lassen, bzw.
Szenarioanalyse zu den einzelnen Handlungsalternativen,

e vollstdndige finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt,
e Ergebnis und Entscheidungsempfehlung,
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e Kriterien und Verfahren fiir Erfolgskontrollen.

Bei einfachen MaBnahmen (z. B. kleinen Beschaffungsvorgéngen) kénnen einzelne Punkte entfallen, sofern die
Nachvollziehbarkeit nach wie vor gewahrt wird.

Bei MaBnahmen, die sich Gber mehr als zwei Jahre erstrecken, und in sonstigen geeigneten Fallen (wenn eine
Einflussnahme auf den weiteren Fortgang angezeigt erscheint) sind nach individuell festzulegenden Laufzeiten
oder zu Zeitpunkten, an denen abgrenzbare Ergebnisse oder Teilrealisierungen einer MaBnahme zu erwarten
sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzufiihren (vgl. VV Nr. 2.2 zu § 7 BHO). Wie oft diese durchzufihren sind,
ist von den Erfordernissen des Einzelfalls abhangig, insbesondere auch im Hinblick auf die gesamten
Projektkosten.

Hinzu kommt die fortlaufende gezielte Sammlung und Auswertung von Hinweisen und Daten zur ergdnzenden
Beurteilung der Entwicklung einer MaBnahme (laufende Beobachtungen vgl. VV Nr. 2.2 zu § 7 BHO). Diese ist
jedoch im Gegensatz zur begleitenden Erfolgskontrolle kein umfassendes und systematisch angelegtes
Prafverfahren.

Alle MaBnahmen sind nach ihrer Beendigung einer Erfolgskontrolle zur Uberpriifung des erreichten Ergebnisses
zu unterziehen (abschlieBende Erfolgskontrolle - vgl. VV Nr. 2.2 zu § 7 BHO).

Wirtschaftlichkeitsuntersuclhung

Flanung

Aufreigen Wirtschaftlich-
Analyse Ziel- und Profung ettsherechnung
der Aus- efi- d. Hand- ds. rut Hilfe
gangslage itint lungsal- tnathematizcher

ternativer Verfahren

Bericksich- BEfSIEV-
woung der tatsana- Ergebris/ Festlequng d.
Fisiken/ lysef Entzchei- Kriterien £

Risikover- BIena- dungs- the Erfolgs-
tedung rinanalyse / / worschlag kontrolle

FEifolgskontrolle
Zielerreich- Wirloungs- Wirtschaft-
ungskon- kontrolle lichkeits-
trolle kontrolle

Il. Analyse der Ausgangslage

1. Analyse des Ist-Zustands

Der Ist-Zustand ist zu erfassen sowie versténdlich und vollstandig darzustellen. Dabei sind mit angemessenem
Aufwand alle Aspekte zu ermitteln und zu dokumentieren, die im Zusammenhang mitden Zielen der
finanzwirksamen MaBnahme die Héhe der derzeitigen Einnahmen und Ausgaben direkt oder indirekt beeinflussen
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(z. B. Personal, Material, Infrastruktur, Betrieb, Arbeitsablaufe).

Die Darstellung des Ist-Zustandes ist — aus Griinden der Angemessenheit und Nachvollziehbarkeit — nicht mit
unnétigen Details oder Erlduterungen zu tberfrachten. Es muss jedoch méglich sein, alle finanziellen
Auswirkungen der in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung betrachteten Handlungsalternativen von der
Ausgangslage abzuleiten.

2. Analyse sich bereits abzeichnender Entwicklungen

Bei der Analyse der Ausgangslage wird es haufig sinnvoll und notwendig sein, nicht nur den gegenwartigen Ist-
Zustand, sondern auch friihzeitig eine sich abzeichnende Entwicklung zu analysieren.

lll. Ziele, mogliche Zielkonflikte und notwendige Ausgaben

Die Darstellung der Ziele ist die Grundlage jeder Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Dabei sollten, insbesondere bei
langerfristigen MaBnahmen, ggf. mégliche Anderungen mit berticksichtigt werden.

Es empfiehlt sich zun&chst, die maBgeblichen Ziele der finanzwirksamen MaBnahme zu sammeln und zu
strukturieren. Haufig werden die Ziele so allgemein formuliert sein, dass aus ihnen méglichst konkrete Teilziele als
Unterziele abgeleitet werden missen. Die Herleitung der Ziele einer finanzwirksamen MaBnahme sollte
nachvollziehbar und schliissig begriindet sein. Der damit verbundene Aufwand sollte in jedem Fall im Verhaltnis
zur finanzwirksamen MaBnahme angemessen sein.

Geman § 6 BHO diirfen bei der Aufstellung und Ausflihrung des Haushaltsplans nur die Ausgaben und
Verpflichtungserméachtigungen bertcksichtigt werden, die zur Erfillung der Aufgaben des Bundes notwendig sind.
Alle finanzwirksamen MaBnahmen missen zur Erfillung der Aufgaben des Bundes notwendig sein. Das bedeutet,
dass Ziele von finanzwirksamen MaBnahmen aus diesen Aufgaben abgeleitet werden mussen. Es ist zu
beschreiben, was mit einer finanzwirksamen MaBnahme erreicht werden soll und warum dies unter Einbeziehung
des Ressourcenverbrauchs notwendig und nicht auch ein ,Weniger* ausreichend ist.

Konflikte durch sich ausschlieBende Ziele sollten bereinigt werden, da sie spater ein sinnvolles Lésungskonzept
verhindern.

Das Festhalten an konkurrierenden Zielen (iberwiegend bei gesamiwirtschaftlichen MaBnahmen relevant) ist zwar
grundsatzlich méglich, erschwert allerdings den Projekterfolg, da durch die infrage kommenden
Handlungsalternativen nicht alle Zielvorgaben erreicht werden kénnen. Die sich hieraus ergebenden
Auswirkungen sind transparent zu machen.

Nur wenn die Ziele inhaltlich und mengenmaBig ausreichend konkretisiert und vollstdndig sind, kann hierauf
aufbauend geprift werden, welche der relevanten Handlungsalternativen die Ziele erreichen und welche
Handlungsalternative die wirtschaftlichste darstellt. In die Priifung sind die rechtlichen, organisatorischen und
personellen Rahmenbedingungen einzubeziehen.

Es ist sinnvoll, sich bei der Konkretisierung von Zielen an folgenden Grundelementen zu orientieren. Die Ziele
sollten:

e |dsungsneutral sein und méglichst funktional formuliert werden, das heiBt, die Wege zur Erreichung der Ziele
darfen nicht vorweg genommen werden,

e vollstdndig sein, das heiBt, sie sollten alle wichtigen Anforderungen enthalten,

e maBnahmenbezogen sein, das heiBt, die Erflillung muss durch die MaBnahme bewirkt und nicht nur als
Nebenwirkung angestrebt werden,

e umsetzbar sein,
e moglichst prazise und verstandlich sein, ggf. Aussagen zu Mengen, Volumina und Zeitrahmen enthalten. So
kénnen beispielsweise folgende Fragestellungen zur Konkretisierung von Zielen beitragen:
e  Wie viel Personal muss uber die Jahre voraussichtlich ausgebildet werden?
e Was soll das ausgebildete Personal hinterher knnen?
e Bis wann soll was erledigt sein?

e sich dabei am zu erreichenden Mindesterfordernis orientieren.

Bei der Erarbeitung der Ziele sollten - zumindest bei komplexen finanzwirksamen MaBnahmen - die
Fachabteilungen die Entscheidungstrager beraten. Dabei sollten auch die aus Erfolgskontrollen vergleichbarer
finanzwirksamer MaBnahmen gewonnenen Erkenntnisse mit beriicksichtigt werden.

Nicht monetare Ziele stellen h&ufig Mindestanforderungen dar, die nicht unterschritten werden dirfen.

Im Idealfall ist es méglich, einen Mindestzielerreichungsgrad flr alle Ziele zu definieren. Soweit gleichzeitig die
Ubrigen mit der finanzwirksamen MaBnahme verbundenen Aspekte monetar erfassbar und anhand von
Kapitalwerten darstellbar sind, ist allein der Kapitalwert der Handlungsalternativen, die alle Ziele erfillen,
miteinander zu vergleichen und als Entscheidungsvorschlag (vgl. Abschnitt C, VIII.) vorzulegen. In diesem Fall
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ware dann keine Nutzwertanalyse erforderlich.

Teilweise lassen sich jedoch aus Ubergeordneten (politischen) Zielen nur schwer konkrete Mindestwerte ableiten.
In diesem Fall kann die Gegenuberstellung der jeweiligen Zielerreichungsgrade der relevanten
Handlungsalternativen anhand einer Nutzwertanalyse zweckdienlich sein [vgl. Abschnitt C, V. 1. b)].

Bei der Festlegung der Ziele sind méglicherweise infrage kommende realistische Handlungsalternativen mit zu
bericksichtigen.

IV. Relevante Handlungsalternativen

1. Ermittlung der relevanten Handlungsalternativen

Um eine wirtschaftliche Lésung zu erzielen, ist es von zentraler Bedeutung, dass zunachst sémtliche zur
Zielerreichung grundsétzlich méglichen Handlungsalternativen ermittelt werden. Dabei sind alle denkbaren
Mébglichkeiten in Betracht zu ziehen und die gesamte Art und Weise der derzeitigen Bedarfsdeckung kritisch zu
hinterfragen.

AnschlieBend sind diejenigen Handlungsalternativen als ungeeignet auszusondern, die offensichtlich die
Erreichung sédmtlicher Ziele (soweit keine konkurrierenden Ziele vorliegen)

e nichtgewahrleisten,
e rechtlich unzuldssig oder
e nichtrealisierbar sind.

Vorabfestlegungen jahrlicher Ausgabenobergrenzen oder fehlende Haushaltsmittel sind kein
Aussonderungsgrund.

Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung muss als Ergebnis die wirtschaftlichste Handlungsalternative als
Entscheidungsvorschlag unterbreiten.

Die Aussonderung von Handlungsalternativen ist entsprechend der vorstehenden Ausfiihrungen zu begriinden
und zu dokumentieren.

2. Darstellung der relevanten Handlungsalternativen
Die verbleibenden Handlungsalternativen sind ausflhrlich darzustellen.

Dabei sind alle entscheidungserheblichen Gesichtspunkte aufzufiihren, z. B. auch méglicherweise entstehende
Abhéangigkeiten von industriellen Partnern. Die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben dieser
Handlungsalternativen sind vollstédndig zu ermitteln. Ausgangspunkt einer solchen Ermittlung istim Regelfall die
Ausgangslage. Auf dieser Grundlage ist sodann zu klaren, wovon die zukiinftigen Einnahmen und Ausgaben der
Handlungsalternativen abhéangen.

In geeigneten Fallen ist privaten Anbietern die Méglichkeit zu geben darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche
Aufgaben oder 6ffentlichen Zwecken dienende wirtschaftliche Tatigkeiten nicht ebenso gut oder besser erbringen

kénnen (Interessenbekundungsverfahren gem. § 7 Abs. 2 Satz 3 BHO). 4

Zu den zu betrachtenden Ausgaben gehéren auch die Ausgaben fiir vorhandene Ressourcen, die auf der Basis
der einzelnen Alternativen nicht mehr bendétigt werden und die nicht sofort oder nur sukzessive abgebaut werden
kénnen (sog. ,Remanenzausgaben®). Diese sind in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu bericksichtigen,
solange sie anfallen (z. B. Ausgaben fiir vorhandenes Personal, Infrastruktur oder Sonstiges). Sie fallen nicht mehr
an, wenn die nicht mehr bendtigten Ressourcen haushaltswirksam abgebaut oder fur eine andere finanzwirksame
MaBnahme benétigt werden, fur die andernfalls Neueinstellungen oder Neubeschaffungen vorgenommen werden

missten 2 .

Alle Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen enthalten in der Planungsphase zwingend Annahmen. Alle Annahmen sind
als solche ausdricklich zu nennen. Es ist zu erlautern, warum die getroffenen Annahmen in der gewahlten
Auspragung sachgerecht sind. Es sind fiir alle Handlungsalternativen einheitliche und vergleichbare Annahmen zu
wahlen. Ggf. ist darzustellen, warum eine Annahme in einer Handlungsalternative nicht oder nur in abgewandelter
Form zugrunde gelegt werden kann.

V. Wirtschaftlichkeitsberechnung bzw. -bewertung

Zur Verfiigung stehen grundsétzlich einzelwirtschaftliche und gesamtwirtschaftlich orientierte Verfahren.
1. Einzelwirtschaftliche Verfahren

In dieser Arbeitsanleitung wird auf die Kapitalwertmethode (ggf. in Verbindung mit einer Nutzwertanalyse) als die
im Regelfall zweckmaBigste Methode né&her eingegangen. Dies schlieBt die Verwendung von anderen Methoden
nicht generell aus.

a) Kapitalwertmethode als monetéare Berechnungsmethode

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 30.09.2011 Seite 14 von 27



And. VwV-SaHO

Die Kapitalwertmethode istimmer dann anzuwenden, wenn

e die Einnahmen und Ausgaben zu mehreren unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen,
e die Zahlungsstréme bei den betrachteten Alternativen unterschiedlich hoch und
e mehrjéhrige Betrachtungen vorzunehmen sind.

In der Regel wird bei unterjahrigen MaBnahmen ohne Bezug zum Kapitalmarkt mit geringem finanziellem Volumen
eine Diskontierung der verschiedenen Zahlungen nicht entscheidungsrelevant sein. In diesen Fallen ist ein reiner
Einnahmen- und Ausgabenvergleich ausreichend.

Bei der Kapitalwertmethode werden alle kiinftigen Ein- und Auszahlungen auf den gleichen Zeitpunkt (i. d. R. der
Bezugszeitpunkt im aktuellen Jahr) hin abgezinst und damit als Kapitalwert vergleichbar gemacht. Dabei sollte als
Bezugszeitpunkt der Entscheidungszeitpunkt gewahlt werden.

Fur die Berechnung des Kapitalwertes sind alle voraussichtlichen Ein- und Auszahlungen im gesamten
Betrachtungszeitraum der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu ermitteln. Annahmen zu Preisentwicklungen, die zum
Beispiel Uber die Ableitung von Indizes des Statistischen Bundesamts ermittelt werden, sind in der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung explizit auszuweisen (zu der Behandlung von Restwerten vgl. Abschnitt B, V.).

Die Einzahlungen sollten positiv und die Auszahlungen negativ dargestellt werden.
Der Abzinsungsfaktor (vgl. Abschnitt F, Tabelle 1.1) ergibt sich aus der Formel:

Abzinsungsfaktor = !
(1+Ly
100
mit |p = [Kalkulationszinssatz
n = |Anzahl der Jahre zwischen Bezugszeitpunkt und Zahlung
Barwert = |Zeitwert x Abzinsungsfaktor

Zahlungen, die vor dem Bezugszeitpunkt féllig sind, missen entsprechend aufgezinst werden (vgl. Abschnitt F,
Tabelle 1.2). 6 Bereits getatigte Zahlungen, die nicht entscheidungsrelevant sind, werden nicht einbezogen.

Sofern die laufenden Zahlungen nicht zum Ende des Jahres fallig sind, kann dies durch Multiplikation des
Barwertes mit einem Korrekturfaktor berlicksichtigt werden (vgl. Abschnitt F, Tabelle 2.2).

Wenn es absehbar entscheidungsrelevant ist, sollten die Abzinsungen genauer (z. B. monatsgenau oder noch
préaziser) vorgenommen werden.

aa) Diskontierungszinssatz

Der fir die jeweilige Fallgruppe anzuwendende nominale Kalkulationszinssatz fiir die Diskontierung wird vom BMF
herausgegeben (vgl. Abschnitt B, VILI.).

ab) Die Berechnung des Kapitalwertes im Einzelnen

(1) Erfassung der einmaligen Ein- und Auszahlungen

Einmalige Ausgaben sind mit dem vollen Betrag im Jahr der Auszahlung anzusetzen. Einzahlungen, z. B.
aus dem Verkauf von Gegenstanden, sind entsprechend einzutragen. Fir jede der Ein- und
Auszahlungen ist der Barwert mittels des Abzinsungsfaktors zu ermitteln. Dieser kann aus Tabelle 1.1
(Abschnitt F) entnommen oder anhand der oben genannten Formel berechnet werden.

Beispiel:

Eine Zahlung tiber 100 000 €, féllig in zwei Jahren, hat bei 7 % Kalkulationszinssatz einen Barwert von
87 000 €(100 000 € x Abzinsungsfaktor 0,87).

(2) Erfassung der laufenden Ein- und Auszahlungen

Bei jahrlich unterschiedlichen Betragen sind die Jahresbetrdge der Einzahlungen und Auszahlungen fir
jedes Jahr des betrachteten Zeitraumes mit dem fiir das Jahr geltenden Abzinsungsfaktor aus Tabelle 1.1
(Abschnitt F) zu multiplizieren und ergeben jeweils wiederum den Barwert des betreffenden Jahres. Die
Summe aller Barwerte der einzelnen Jahre ergibt den Barwert der betreffenden Position.

Bei jahrlich gleich bleibenden Betrédgen vereinfacht sich die Berechnung durch Benutzung des (Renten-
)Barwertfaktors (vgl. Abschnitt F, Tabelle 2.1), der die Zwischenberechnung der Barwerte pro Jahr
Uberfliissig macht.

Beispiel:

Eine Gehaltszahlung von 70 000 € j&hrlich tiber zehn Jahre hat bei 4 % Abzinsung einen Barwert von
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567 700 € (70 000 € x Barwertfaktor 8,11).

(3) Ergebnisermittlung 7

Der Kapitalwert der MaBnahme ergibt sich als Summe der Barwerte aller Positionen. Ist der Kapitalwert
positiv, so ist die MaBnahme absolut wirtschaftlich. Absolute Wirtschaftlichkeit ist bei MaBnahmen der
Bedarfsdeckung der Verwaltung in der Regel nicht erreichbar.

Sind zwei oder mehrere Alternativen zu vergleichen, so ist diejenige mit dem héchsten Kapitalwert
vorteilhafter (relative Wirtschaftlichkeit). Entscheidend ist die relative Wirtschaftlichkeit zwischen mehreren
Alternativen.

Werden nur Auszahlungen oder negative Kapitalwerte (Auszahlungen sind héher als Einzahlungen)
betrachtet, so ist die Alternative mit dem betragsmaBig niedrigsten negativen Kapitalwert wirtschaftlicher
(z.B.ist-10 > -100). Auch eine Alternative mit negativem Kapitalwert kann somit die wirtschaftlichste aller
relevanten Handlungsalternativen sein. Die relative Wirtschaftlichkeit der Variante mitdem am wenigsten
negativen Kapitalwert stellt den Regelfall in der Verwaltung dar.

Beispiel:
Nr. Ein-/ Auszahlungen Jahro$8 Jahr 1 Jahr 2
1 Investitionsausgaben -100.000
2 laufende Personalausgaben 1 -15.000 -15.000
3 laufende Personalausgaben 2 -5.000 -4.000
4 laufende Sachausgaben 1 -10.000 -9.000
5 Einnahmen aus Verkdufen (Restwert) 1.000
Kapitalwertberechnung anhand der oben beschriebenen Vorgehensweise (Schritte (1) bis (3) bei p=4% aus BMF-
Rundschreiben):
Jahr 0
Barwert Zahlung Nr. 1 [vgl. Schritt (1)] -100.000
Barwert Zahlung Nr. 2 (laufende -28.292
Personalausgaben 1) mittels [-15.000 @ 1,8861]
Rentenbarwertfaktor [vgl. Schritt (2)]
Barwerte aus Zahlungen Nr. 3 bis 5:
Jahr 0 Jahr 1 Jahr2
Summe Zahlungen Nr. 3 bis 5 0 -15.000 -12.000
Barwert je Jahr 0 -14.423 -11.095
[-15.000 @ 0,9615] | [-12.000 @ 0,9246]
Summe Barwerte Nr.3 bis 5 -25.518
Kapitalwert [vgl. Schritt (3)] -153.810
Beispiel:

Ein komplexes Beispiel mithilfe eines Tabellenkalkulationsprogramms unter Anwendung der Zinssétze der
Zinsstrukturkurve.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 30.09.2011 Seite 16 von 27



And. VwV-SaHO

Nr. | Ein-/Auszahlungen Jahr 0 Jahr 1 Jahr2 Jahr 3 Jahr4 Jahr5 Jahr 6 Jahr 7

Investitionsausgaben | -100.000

2 |laufende -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000
Personalausgaben 1

3 |laufende -5.000 -4.000 -4.000 -5.000 -4.000 -3.000 -5.000
Personalausgaben 2

4 |laufende -10.000 | -9.000 -7.500 | -10.000 | -9.000 -7.000 | -10.000

Sachausgaben 1

5 | Einnahmen aus
Verkdufen (Restwert)

Zinssatz It. 0,00 0,65 1,12 1,55 1,94 2,29 2,59 2,87
Zinsstrukturkurve
Formel zur Berechnung ST ke ZAMTE o, e b
des Barwerts je Jahr (1 2meizlt Zinsskiurkurve, g,
100
Barwert je Jahr -100.000 | -29.806 | -27.383 | -25.305 | -27.781 | -25.003 | -21.444 | -24.609
Nr. | Ein-/Auszahlungen Jahr 8 Jahr9 | Jahr10 | Jahr11 | Jahri12 | Jahr 13 | Jahr 14 | Jahr 15
Investitionsausgaben
2 |laufende -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000 | -15.000
Personalausgaben 1
3 |laufende -4.000 -4.000 | -5.000 | -4.000 | -2.500 | -5.000 | -5.000 -4.000
Personalausgaben 2
4 |laufende -9.000 -4.000 | -10.000 | -9.000 | -10.000 | -10.000 | -9.000 -9.000
Sachausgaben 1
5 | Einnahmen aus 35.000 | 35.000
Verkdufen (Restwert)
Zinssatz It. 3,11 3,31 3,49 3,65 3,78 3,89 3,98 4,05
Zinsstrukturkurve
Formel zur Berechnung Summe der Zahhmgen je Jahr
des Barwerts je Jahr (1+stsatz It. Zlnsstml{turkurve)J,W
100
Barwert je Jahr 21916 | -17.157 | -21.288 | -18.875 | -17.618 | -18.267 | 4.053 | -12.128
Kapitalwert | -380.272 |

b) Nutzwertanalyse als nicht monetére Methode

Anstelle der ausschlieBlich rechnerischen Ermittiung werden bei nicht monetaren Methoden Vergleiche auf Basis
von Bewertungspunkten zur Beurteilung eingesetzt. Bevor diese Uberlegungen weiterverfolgt werden, sollte
gepruft werden, ob eine Monetarisierung vollstdndig mdglich ist.

Auf den ersten Blick nicht monetére Aspekte haben vielfach einen monetér erfassbaren Einfluss auf das Ergebnis
einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Beispielsweise kann sich die Qualitat eines Wirtschaftsgutes auf dessen
Langlebigkeit auswirken. Diese Langlebigkeit sollte dazu fiihren, dass weniger Ersatzbeschaffungen notwendig
werden, was sich auch auf die monetére Betrachtungsweise auswirken sollte.

Teilweise lassen sich jedoch aus Ubergeordneten (politischen) Zielen nur schwer konkrete Mindestwerte ableiten.
In diesem Fall kann die Gegeniberstellung der jeweiligen Zielerreichungsgrade der relevanten
Handlungsalternativen anhand einer Nutzwertanalyse zweckdienlich sein.

Es kann fir den Entscheidungstrager daneben hilfreich sein, wenn zusétzlich zu deren prognostizierten monetaren
Auswirkungen die Darstellung von einzelnen Aspekten anhand einer Nutzwertanalyse erfolgt (z. B. Entfernung
einer Dienststelle von einer anderen, vorgegebene Wartungsintervalle, etc.).

Der Einfluss nicht monetarer Aspekte auf das monetare Ergebnis sollte in jedem Fall mit angemessenem Aufwand
prognostiziert werden.

Die Durchfiihrung einer Nutzwertanalyse umfasst folgende Schritte:

(1) Festlegung und Gewichtung der Bewertungskriterien
Die Kriterien, die zur Beurteilung der MaBnahme dienen, sind fachbereichsspezifisch festzulegen und
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entsprechend ihrer Bedeutung zu gewichten (Summe der Gewichte = 100) und zu dokumentieren. Die
einzelnen Bewertungskriterien sollen sich nach Méglichkeit nicht Gberschneiden, da ansonsten eine
unbeabsichtigte Mehrfachanrechnung erfolgen kdnnte. Die einzelnen Kriterien sollten sich zudem nicht
widersprechen. Der je Kriterium benutzte MaBstab zur Beurteilung ist so genau wie mdglich festzuhalten.

(2) Beurteilung der Handlungsalternative

Fir jede Handlungsalternative wird beurteilt, ob ein Kriterium zutrifft, teilweise zutrifft oder nicht zuftrifft.
Entsprechend sind zwischen 0 und 10 Punkte zu vergeben. Es ist empfehlenswert, die Beurteilung von
mindestens zwei Personen(-gruppen) unabh&ngig voneinander durchfihren zu lassen und die Ursachen
von ggf. auftretenden Abweichungen zu ermitteln und zu dokumentieren.

(3) Berechnung des Ergebnisses

Der Teilnutzen einer Handlungsalternative hinsichtlich eines Kriteriums ergibt sich durch Multiplikation der
Punkte und deren Gewichtung. Der Nutzwert einer Handlungsalternative errechnet sich aus der Addition
aller zugehdrigen Teilnutzen und dient als VergleichsmafBstab zur Bewertung der Alternativen
untereinander.

Beispiel:
Nutzwertanalyse (Teilnutzen = Gewicht x Punkte)
Kriterium Gewicht Alternative 1 Alternative 2
Punkte Teilnutzen Punkte Teilnutzen

A 25 5 125 7 175

B 25 7 175 4 100

C 50 6 300 8 400
Nutzwert 600 675

¢) Zusammenfassung der monetéaren und der nicht monetdren Bewertung
Im Anschluss ist die monetéare Bewertung mit den Ergebnissen der Nutzwertanalyse zusammenzufassen.

Um dem Entscheidungstrager eine ausreichende Grundlage fir seine Entscheidung zu unterbreiten, ist das
Ergebnis der monetaren Betrachtung und der Nutzwertanalyse darzustellen und eine beschreibende Begriindung
flr den Entscheidungsvorschlag damit zu verbinden. Dabei ist darauf zu achten, dass die Gewichtung der
monetaren Bewertung in einem angemessenen Verhéltnis zu der Gewichtung der qualitativen Bewertung steht.
Sofern das Ergebnis nach Nutzwerten kontréar zum Ergebnis bei der monetaren Bewertung ausfallt, ist ein darauf
beruhender Entscheidungsvorschlag vertieft zu begriinden.

Eine Verrechnung der monetaren Werte mit den Ergebnissen der Nutzwertanalyse der einzelnen Alternativen ist
nicht zulassig.

2. Kosten-Nutzen-Analyse als gesamtwirtschaftliches Verfahren

Die Kosten-Nutzen-Analyse ist das umfassendste Verfahren zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Anders als bei
den einzelwirtschaftlichen Verfahren findet im allgemeinen eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung statt, das heift,
alle positiven wie negativen Wirkungen der MaBnahme sind in Ansatz zu bringen, unabhangig davon, wo und bei
wem sie anfallen. Je nach dem Grad der Erfassbarkeit und der Méglichkeit zur Monetarisierung lassen sich die
aufzunehmenden Positionen gliedern in:

e direkte Kosten/Nutzen,
die aufgrund verfliigbarer Marktpreise direkt ermittelbar sind (z. B. die Investitionskosten beim Autobahnbau),
e indirekte Kosten/Nutzen,
die erst Uber Vergleichsabschatzungen monetér zu ermitteln sind (z. B. die Larmbel&stigung durch eine
Autobahn) und
e nicht monetarisierbare Kosten/Nutzen,
die Uber eine Vorteils-/Nachteilsdarstellung oder eine Nutzwertanalyse zu bewerten sind (z. B. Veranderung
des Landschaftsbildes).

Voraussetzung fir den Einsatz der Kosten-Nutzen-Analyse ist eine fir den Fachbereich spezifizierte Vorgabe,
welche die Ziele, die zu erfassenden MaBnahmewirkungen, BewertungsmaBstabe etc. enthélt, um die Erstellung
einer Kosten-Nutzen-Analyse zu vereinfachen und eine Ubergreifende Vergleichbarkeit im Fachbereich
sicherzustellen. Die Entwicklung dieser spezifischen gesamtwirtschaftlichen Vorgaben ist Aufgabe der jeweiligen
Fachbereiche.

Zeitlich unterschiedlich anfallende Kosten und Nutzen sind durch eine Rechnung mit Kapitalwerten [vgl.
entsprechend Abschnitt C, V. Nr. 1 a)] zu berUcksichtigen.

Dabei gilt auch hier - wie bei dem einzelwirtschaftlichen Verfahren - [vgl. Abschnitt C, V. Nr. 1 b)], dass gepruft
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werden sollte, ob eine Monetarisierung nicht vollstdndig mdglich ist (zum Diskontierungszinssatz vgl. Abschnitt B,
VIL).

3. Vorgehensweise bei Férderprogrammen

Férderprogramme (z. B. sozialpolitische, familienpolitische, umweltpolitische Programme) haben oft priméar Ziele,
die sich einer monetaren Bewertung entziehen. Die Programmziele sind i. d. R. allgemein verbal beschrieben (in
Gesetzen, Regierungsbeschlissen usw.) und missen fir ihre (wirtschaftliche) Umsetzung erst operationalisiert
werden. Hierzu sind die Ziele in messbaren GrdBen, sog. Indikatoren bzw. Kennzahlen, abzubilden (z. B. ber
Umweltindikatoren, soziale Indikatoren, volkswirtschaftliche und demographische Indikatoren/Kennzahlen. Zur
Bildung von Indikatoren vgl. Abschnitt C, VIIL.). Die Zielerreichung bzw. der Zielerreichungsgrad wird, die Eignung
der gewahlten Indikatoren vorausgesetzt, so messbar.

Bei komplexen MaBnahmen kann eine Hierarchisierung der Ziele erforderlich sein (Teil- bzw. Unterziele). Bei der
Operationalisierung sind auch mégliche Zielkonflikte (konkurrierende Ziele, gegenléufige bzw. sich
ausschlieBende Ziele) zu identifizieren.

Férderprogramme, die nicht auf einer gesetzlichen Leistungspflicht beruhen, folgen wirtschaftlich haufig dem
Maximalprinzip, das heiBt, mit einem vorgegebenen Haushaltsansatz soll eine gré Btmdgliche Wirkung im Sinne
der Zielsetzung der Férderung erzielt werden. Es sollte in diesen Fallen stets gepriift werden, ob die Ziele
hinreichend auch mit weniger Mitteln erreicht werden kénnen. So wird der Nutzenzuwachs (Grenznutzen) bei
steigendem Mitteleinsatz oft geringer, das heiBt, der Nutzenzuwachs verlauft nicht linear zu den aufgewendeten
MitteIn. Programme sollten deshalb stets in geeigneten Zeitabstadnden evaluiert werden (vgl. hierzu Abschnitt D,
Erfolgskontrollen).

VI. Beriicksichtigung von Risiken und Risikoverteilung

Eine Bewertung der Risiken oder Risikokategorien ° und deren Auswirkung ist notwendig, um die erwarteten, in
der Kapitalwertmethode zu bertcksichtigenden Ein- und Auszahlungen realitatsnah bestimmen zu kénnen.
In der Planungsphase sind die realistischerweise zu erwartenden Werte fiir Ein- und Auszahlungen

(Erwartungswerte) 10 mit angemessenem Aufwand zu ermitteln. Der ,Erwartungswert® soll das im Durchschnitt zu
erwartende projektspezifische Risiko beinhalten. Damit soll eine Uber- oder Unterschatzung der zu erwartenden
Ein- und Auszahlungen vermieden werden. Im Falle empirisch hergeleiteter Daten ist die Verwendung von Werten,
die vom historischen (statistischen) Durchschnitt abweichen, zu begriinden und zu dokumentieren.

Im Hinblick auf die Angemessenheit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (,Wirtschaftlichkeit der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung®) ist zwischen der Vorgehensweise bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen und
MaBnahmen mit geringerer finanzieller Bedeutung zu unterscheiden.

1. Vorgehensweise bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen

Bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen (z. B. Infrastruktur, Ristung) sind die Erwartungswerte fiir die Ein- und
Auszahlungen unter Berlcksichtigung der zu erwartenden projekispezifischen Risiken zu bestimmen.

Bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen mit langem Betrachtungszeitraum kann es im Einzelfall erforderlich sein,
neben den sogenannten unsystematischen auch sogenannte systematische Risiken zu berlicksichtigen

a) Unsystematische Risiken

Anhand der im Folgenden beschriebenen Vorgehensweise sollen die Erwartungswerte fiir Ein- und Auszahlungen
so gebildet werden, dass zum Entscheidungszeitpunkt nur noch zufallige positive oder negative Abweichungen
von ihnen erwartet werden, das heiBt, dass sie nur noch mit unsystematischen Risiken behaftet sind.

(1) Auflistung projektspezifischer Risiken 1
Zu Beginn der Risikoanalyse sollten die mit den Handlungsalternativen verbundenen relevanten Risiken
identifiziert und dokumentiert werden.

(2) Darstellung projektspezifischer Risiken anhand einer Risiko-Matrix

a. Festlegung der Bewertungsskalen
Zunéchst sind Bewertungsskalen sowohl fir die mégliche Eintrittswahrscheinlichkeit als
auch fir die potenzielle Schadenshdhe der einzelnen Risiken zu definieren, um auf einen
einheitlichen MaBstab beruhende und nachvollziehbare Bewertungen sicherzustellen.
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In einem n&chsten Schritt sind sowohl Eintrittswahrscheinlichkeiten als auch
Schadenshéhe auf Basis der zuvor festgelegten Bewertungsskalen einzuschatzen. Aus
der Kombination der Bewertungen von Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshdhe |asst
sich die Zuordnung der Einzelrisiken zu einer der zuvor definierten Risikogruppen (z. B. C-
Risiken) vornehmen; die projektspezifischen Risiken kdénnen demzufolge in bedeutende
(A-Risiken) und weniger bedeutende Risiken (C-Risken) eingeteilt werden.

(3) Quantifizierung der monetar bewertbaren Risiken

In einem weiteren Schritt ist zu entscheiden, welche Risiken im weiteren Verlauf quantitativ zu analysieren
sind. Dies istinsbesondere bei Risiken der Fall, die in der Risikomatrix als bedeutend ausgewiesen sind.

Bei der Quantifizierung der Risiken sollte - sofern méglich - auf statistisch gesicherte Daten
zuriickgegriffen werden. Die Datenbasis, die der Quantifizierung zugrunde liegt, istin der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachvollziehbar darzustellen.

Zur Quantifizierung von Risiken kénnen folgende OrientierungsgréBen herangezogen werden:

e moglicher Schaden bei Eintritt des Risikos, multipliziert mit der - ggf. abgeschatzten -
Eintrittswahrscheinlichkeit

e Versicherungspramien, soweit das Risiko durch Versicherungen versicherbar ist (unabhangig vom
geltenden Grundsatz der Selbstdeckung, vgl. VV Nr. 11 zu § 34 BHO)

(4) Anpassung der Wirtschaftlichkeitsberechnung

Sofern und soweit die monetéar betrachteten Risiken nichtin dem in (3) ermittelten Umfang bereits in den
Erwartungswerten berlicksichtigt wurden, sind die Erwartungswerte durch Risikozu- oder Risikoabschlage
zu korrigieren. Die Risikozu- bzw. -abschlage sind bei den jeweiligen Positionen der
Wirtschaftlichkeitsberechnung entsprechend ihres zeitlichen Auftretens zu beriicksichtigen. Sodann ist die
Wirtschaftlichkeitsberechnung mit den derart angepassten Werten erneut durchzufiihren.

Bei Risiken, die in einer Handlungsalternative selbst getragen werden, im Regelfall allerdings zu
versichern sind (z. B im Bereich der Infrastruktur: Gebaudeschaden/Untergang wegen Feuer, etc.), kbnnte
eine monetére Berlcksichtigung durch den Ansatz entsprechender Versicherungspramien (ggf. abztglich
von Verwaltungspauschalen) erfolgen. Die Herleitung der projekispezifischen Risikozu- und -abschlage
istin der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachvollziehbar darzustellen.

Beispiel [zu (1)-(4)]:

In einer relevanten Handlungsalternative werden die projektspezifischen Risiken zun&chst identifiziert und
dokumentiert. Anhand einer Risikomatrix wird aufgrund der Eintrittswahrscheinlichkeit und der damit verbundenen
Schadenshéhe unter anderem das Risiko der ,Uberschreitung der Bauzeit als bedeutendes Risiko eingeschétzt
und nachfolgend quantitativ analysiert.

Aus der Analyse ergibt sich:
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Risiko: ,,Uberschreitung der Bauzeit*
Uber-/ Schadenshéhe/ Wahrscheinlichkeit
Unterschreitung Vorteilswert
um: €
- 6 Monate -1.000.000 10 %
0 0 80 %
+ 6 Monate +2.000.000 10 %

Sofern und soweit diese monetéren Auswirkungen durch die Uber-/Unterschreitung der Bauzeit nicht in
dem ermittelten Umfang bereits in den in die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eingestellten Werten
berticksichtigt wurden, sind diese Werte durch Risikozu- oder Risikoabschldge zu korrigieren. Die
Risikozu- bzw. -abschldge sind bei den jeweiligen Positionen der Wirtschaftlichkeitsberechnung
entsprechend ihres zeitlichen Auftretens zu beriicksichtigen. Durch dieses Vorgehen werden
Erwartungswerte gebildet, von denen zum Entscheidungszeifpunkt nur noch zuféllige positive oder
negative Abweichungen erwartet werden.

Die Wahrscheinlichkeit der Bauzeitiiberschreitung und die Schadenshéhe sind vorab ungewiss und
miissen daher - beispielsweise auf der Grundlage von vorhandenen Daten bestanden - geschatzt werden.

(5) Abgleich der Erwartungswerte

AbschlieBend ist nochmals kritisch zu hinterfragen, ob die so ermittelten ,neuen” Erwartungswerte unter
Bericksichtigung aller Umstande, das heift, nicht nur der hier im Einzelnen anhand der monetaren
Risikobetrachtung [vgl. oben (3) und (4)] betrachteten Risiken, realistisch sind.

Im Ergebnis sollen méglichst nur noch zufallige Abweichungen von den Erwartungswerten fir die Ein- und
Auszahlungen zu erwarten sein.

Andernfalls sind die ,neuen” Erwartungswerte erneut entsprechend zu korrigieren, und die
Wirtschaftlichkeitsberechnung ist mit den korrigierten Werten nochmals durchzufiihren.

b) Systematische Risiken

Neben den direkt mit der Realisierung des Projekts in Zusammenhang stehenden Risiken kédnnen auch solche
Risiken eine Rolle spielen, die von den Projektbeteiligten nicht beeinflusst werden kénnen und von
gesamtwirtschaftlicher Relevanz sind. Diese sind allerdings nur in wenigen Ausnahmeféllen — zum Beispiel bei
groBen Infrastrukturprojekten — von Bedeutung und im Einzelfall zu prifen.

Systematischen Risiken kénnen Uber sogenannte ,Sicherheitsdquivalente” (durch pauschale Zu- und Abschlage)
bericksichtigt werden. Diese sind zu begriinden. Wie die unsystematischen Risiken sind auch die systematischen
Risiken Uber die Zahlungsstréme zu berlcksichtigen. Dabei sollten die systematischen Risiken aus
Transparenzgriinden separat ausgewiesen werden.

Zu- oder Abschlage zum Diskontierungszinssatz sind keine methodisch akzeptable Alternative.
2. Vorgehensweise bei MaBnahmen mit geringerer finanzieller Bedeutung

Auch bei MaBnahmen mit geringerer finanzieller Bedeutung (z. B. BeschaffungsmaBnahmen aus dem Bereich
Materialverwaltung) sind die Erwartungswerte flr die Ein- und Auszahlungen unter Berlicksichtigung der zu
erwartenden projektspezifischen Risiken zu ermitteln (vgl. Tz. VI. 1. a) oben).

Fur die Ermittlung der Erwartungswerte kann in diesen Fallen auf angemessen begriindeteEinschatzungen
zurlckgegriffen werden. Es kann auch ausreichend sein, wenn die monetéaren Auswirkungen von Risiken oder
Risikokategorien dabei (teilweise) zusammengefasst werden und keine durchgehende Trennung nach den
monetédren Auswirkungen einzelner Risiken oder Risikokategorien erfolgt.

Eine kurze Darstellung der mit den Handlungsalternativen verbundenen Risiken im Einzelnen [ggf. anhand einer
Risiko-Matrix, vgl. Tz. VI. 2.a) (2)] ist jedoch in jedem Fall erforderlich.

Eine gesonderte Berlicksichtigung systematischer Risiken ist nicht erforderlich.
3. Beriicksichtigung der Risikoverteilung

GemaRB § 7 Abs. 2 Satz 2 BHO ist die mit den MaBnahmen verbundene Risikoverteilung in einer
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu beriicksichtigen. Diese Vorschrift wurde mit Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 des OPP -
Beschleunigungsgesetzes vom 1. September 2005 eingefiihrt. Eine faire und angemessene Risikoverteilung
zwischen der 6ffentlichen Hand und privaten Vertragsparteien im Sinne des § 7 Abs. 2 Satz 2 BHO ist Teil des
Projektmanagements.

Grundsétzlich sollten die Risiken jeweils dem Partner zugeordnet werden, der sie auf Grund seiner Kompetenz am
besten einschatzen und steuern kann.

Die Verteilung von Risiken zwischen der éffentlichen Hand und privaten Vertragsparteien setzt eine Analyse der
Risiken selbst voraus (vgl. Tz VI. 1. oben).
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VIl. Sensitivitatsanalyse und Szenarioanalyse

1. Sensitivitdtsanalyse

Wenn das Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung entscheidend von vergleichsweise unsicheren Annahmen
abhangt, istim Rahmen einer Sensitivititsanalyse darzustellen,

e wann,
e wieund
e unter welchen Umstanden

sich infolge der Abhangigkeit von getroffenen Annahmen das Ergebnis verdndert und die Vorteilhaftigkeit der als
wirtschaftlichste ermittelten Handlungsalternative zu Gunsten einer anderen Handlungsalternative verloren geht.

Im Rahmen der Sensitivitdtsanalyse geht es nicht darum, die eigenen Annahmen wieder in Frage zu stellen. Es
erfolgt daher auch keine Veranderung oder Anpassung der Wirtschaftlichkeitsberechnung; diese bleibt
unverandert bestehen. Vielmehr soll ermittelt und dargestellt werden, ob und ggf. wann sich der
Entscheidungsvorschlag zu Gunsten einer anderen Handlungsalternative &ndern wiirde. Sind solche ,sensitiven”
Annahmen vorhanden, ist dies im Anschluss an das ermittelte Ergebnis darzustellen. Auf diese Weise schafft die
Sensitivititsanalyse Transparenz dariiber, wie weit der Entscheidungsvorschlag von den in der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung getroffenen Annahmen abhéngt, bzw. wie weit die Werte von den angenommenen
Werten abweichen dirfen, ohne dass sich das Ergebnis &ndert.

Die Untersuchung der Empfindlichkeiten des Ergebnisses auf die Verdnderung der wenig gesicherten Parameter
der Rechnung Uiber eine Skalierung (Abweichung um 5 %, 10 %, usw.) kann hilfreich sein.

Diese Uberpriifung der getroffenen Annahmen setzt eine vollstandige Dokumentation aller Annahmen voraus. Im
Regelfall wird es angemessen sein, die jeweiligen Annahmen gesondert voneinander zu betrachten und auf deren
ggf. vorhandene Abhangigkeit zueinander kurz einzugehen.

2. Szenarioanalyse

Bei finanziell bedeutsamen MaBnahmen empfiehlt sich die Durchfliihrung einer Szenarioanalyse, um die
Beziehung der Annahmen zueinander besser darstellen zu kénnen.

Bei der Szenarioanalyse werden fiir ausgewéahlte Szenarien die bei den vergleichsweise unsicheren Annahmen
zu bertiicksichtigenden Auf- und Abschlage festgelegt und im Zahlungsstrom rechnerisch beriicksichtigt. Ratsam ist
zumindest die Darstellung eines ,Best — Case — Szenarios” zur Beschreibung der unter realistischen Annahmen
voraussichtlich glinstigsten Projektentwicklung sowie eines ,Worst — Case — Szenarios".

3. Abgrenzung der Sensitivitatsanalyse und der Szenarioanalyse von der

Bericksichtigung der Risiken und Risikoverteilung Die monetére Beruicksichtigung der Risiken und
Risikoverteilung wird regelmaBig eine erhebliche Anzahl von Annahmen enthalten, z. B. Eintrittswahrscheinlichkeit
eines Risikos oder voraussichtliche Hohe eines Schadensereignisses. Erst nach Abschluss der
Wirtschaftlichkeitsberechnung einschlieBlich Berticksichtigung der Risikoverteilung steht die wirtschaftlichste
Handlungsalternative fest.

Danach wird auf dieser Grundlage im Rahmen der Sensitivitdtsanalyse bzw. Szenarioanalyse geprift, ob und wie
Abweichungen von den getroffenen Annahmen den Entscheidungsvorschlag beeinflussen. Die daraus
gewonnenen Erkenntnisse missen im Rahmen einer Gesamtabwéagung hinsichtlich der darin betrachteten
Annahmen gewdrdigt werden.

Die Sensitivitdtsanalyse und Szenarioanalyse andern den Entscheidungsvorschlag als solchen im Regelfall
jedoch nicht.

VIIIl. Ergebnis, Entscheidungsvorschlag und Festlegung von Kriterien zur Erfolgskontrolle

Jede Wirtschaftlichkeitsuntersuchung muss mit dem Ergebnis auch einen Entscheidungsvorschlag unterbreiten.

Beim Entscheidungsvorschlag ist die Frage zu beantworten, ob das beabsichtigte Ziel erreicht werden kann und
wenn ja, mit welcher (wirtschaftlichsten) Handlungsalternative.

Stellt sich heraus, dass die wirtschaftlichste Handlungsalternative aufgrund von fehlenden Haushaltsmitteln nicht
verfolgt werden kann, so ist dem im Rahmen der haushaltsrechtlichen Méglichkeiten durch Umschichtung von
Haushaltsmitteln oder durch zeitliche Priorisierung von MaBnahmen zu begegnen.

Das Ergebnis muss auch die finanziellen Auswirkungen auf den Haushalt darstellen und einen Zeitplan fir die
Durchfihrung der MaBnahme sowie Kriterien und Verfahren fur Erfolgskontrollen enthalten.

Auf die Aktualitat der

o Zele
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e Datenbasis (einschlieBlich der Diskontierungszinssatze) und
e Annahmen

zum Entscheidungszeitpunkt ist zu achten, um eine belastbare Entscheidungsgrundlage zu erhalten.

Um Erfolgskontrollen durchfihren zu kénnen, sind, soweit die Ziele nicht selbst bereits messbare Mengen,
Volumina oder Zeitrahmen enthalten, von den Zielen Indikatoren (im Sinne von MessgréBen) abzuleiten und
festzulegen, anhand derer die spatere Bewertung der MaBnahme erfolgen soll.

Beispiel:

Ziel: Kundenzufriedenheit auf einem fiir die AuBenwirkung der Verwaltung akzeptablen Niveau; das heiBt,
mindestens x % aller Kunden sollen ,zufrieden* sein.

Das definierte Ziel ,Kundenzufriedenheit* kann nicht direkt, sondern nur (iber Indikatoren, wie z. B. die
Auswertungsergebnisse von Fragebdgen, die Rlckschlisse auf die Kundenzufriedenheit zulassen, erfasst
werden.

Bei der Auswahl von geeigneten Indikatoren ist auf deren Validitdt und Verlasslichkeit zu achten. Die Indikatoren
muissen zum einen Aussagen Uber die Wirkung einer MaBnahme zulassen. Des Weiteren sollte sich die
Aussagekraft des Indikators Uber die Wirkung einer MaBnahme nichtim Laufe der Zeit zu sehr verédndern.

Es empfiehlt sich, einen auf das oder die zu erreichende(n) Ziel(e) zugeschnittenen Indikatorenkatalog zu erstellen.
Dieser sollte hinreichend umfassend sein, um als ausreichende Grundlage fir die spéatere Erfolgskontrolle zur
Verflgung zu stehen.

D. Erfolgskontrolle

Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prifungsverfahren. Sie dient dazu, ggf. wahrend der Durchfihrung
(begleitende Erfolgskontrolle) und nach Abschluss (abschlieBende Erfolgskontrolle) einer MaBnahme ausgehend
von der Planung, festzustellen,

e obundin welchem AusmaB (Zielerreichungsgrad) die angestrebten Ziele erreicht wurden
(Zielerreichungskontrolle),

e obdie MaBnahme geeignet und urséchlich fir die Zielerreichung war (Wirkungskontrolle) und

e obdie MaBnahme wirtschaftlich war (Wirtschaftlichkeitskontrolle).
Von der begleitenden Erfolgskontrolle ist die laufende Beobachtung zu unterscheiden. Im Gegensatz zum
systematisch angelegten umfassenden Prifungsverfahren der Erfolgskontrolle ist sie eine fortlaufende gezielte

Sammlung und Auswertung von Hinweisen und Daten zur ergédnzenden Beurteilung der Entwicklung einer
MaBnahme (vgl. VV Nr. 2.2 zu § 7 BHO).

I. Gegenstand und Zeitpunkt

Wie alle Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen missen auch Erfolgskontrollen der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
der Aufgabenwahrnehmung des Bundes dienen.

Es soll Folgendes erreicht werden:
e Rechizeitiges Erkennen von Um- und Nachsteuerungsbedarf (u. a. aufgrund von Veranderungen oder
Fehleinschatzungen) sowie von Um- und Nachsteuerungsmdglichkeiten

e im betrachteten Aufgabenbereich oder
e in anderen,insbesondere vergleichbaren Aufgabenbereichen

e Erkenntnisgewinn fir zukinftige Entscheidungen, insbesondere zur Verbesserung der Datentransparenz und
Prognosefahigkeit
e im betrachteten Aufgabenbereich oder
e in anderen, insbesondere vergleichbaren Aufgabenbereichen

¢ Nachweis der Eignung und der Wirtschaftlichkeit getroffener Entscheidungen.

Erfolgskontrollen sind auch durchzufiihren, wenn die Dokumentation in der Planungsphase unzureichend war. In
diesem Fall sind die benétigten Informationen nachtraglich zu beschaffen (vgl. VV Nr. 2.2 zu § 7 BHO).

Bei MaBnahmen, die sich Gber mehr als zwei Jahre erstrecken, und in sonstigen geeigneten Fallen sind nach
individuell festzulegenden Laufzeiten oder zu Zeitpunkten, an denen abgrenzbare Ergebnisse oder
Teilrealisierungen einer MaBnahme zu erwarten sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzufiihren (vgl. VV Nr. 2.2
zu § 7 BHO). Sie liefern vor dem Hintergrund zwischenzeitlich eingetretener 6konomischer, gesellschaftlicher und
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technischer Veranderungen die notwendigen Informationen fiir die Entscheidung, ob und wie die MaBnahme
fortgeflihrt werden soll.

Methodisch gesehen besteht zwischen begleitender und abschlie Bender Erfolgskontrolle kein Unterschied.
Il. Angemessenheit

Bei der Angemessenheit von Erfolgskontrollen und der Entscheidung tber den zeitlichen Abstand von
begleitenden Erfolgskontrollen zueinander ist zu beachten, dass eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit immer
nur fur die Zukunft erreicht werden kann.

Im Rahmen einer Erfolgskontrolle werden die bereits in der Planungsphase ermittelten Ziele bzw. die aus diesen
abgeleiteten Indikatoren bewertet. Hierfir ist jeweils, méglichst schon in der Planungsphase, konkret zu klédren und
festzulegen, ob dies auch begleitend geschehen soll, ab wann Nachsteuerungsbedarf besteht und wie die
Erkenntnisse zeitnah zu SteuerungsmaBnahmen flhren sollten.

Die bei der Umsetzung der MaBnahme eingetretenen Risiken sind zu ermitteln und mitden in der Planungsphase
prognostizierten Risiken zu vergleichen. Eine solche Sammlung dient der Verbesserung der Prognosefahigkeit bei
zukunftigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.

Ill. Arbeitsschritte

1. Zielerreichungskontrolle und Wirkungskontrolle

Ausgangspunkt fir die Zielerreichungskontrolle und die Wirkungskontrolle sind die in der Planung festgelegten
(Teil-) Ziele der MaBnahme, die, soweit erforderlich, auch anhand von Indikatoren beschrieben wurden. Diese
Vorgaben sind mit den tatsachlich erreichten Werten zu vergleichen. Soweit die Nutzwertanalyse in der
Planungsphase angewandt wurde, kann die Gegenlberstellung des geplanten und des erreichten Nutzwerts
erfolgen.

Die Zielerreichungskontrolle und die Wirkungskontrolle sind die Grundlagen fir die Wirtschaftlichkeitskontrolle. Im
Gegensatz zur Wirtschaftlichkeitskontrolle lassen diese aber den Mitteleinsatz unberiicksichtigt (vgl. nachfolgend
2).

a) Zielerreichungskontrolle

Mit der Zielerreichungskontrolle wird durch einen Vergleich der urspriinglich geplanten (Teil-) Ziele mitder
tatsachlich erreichten Zielrealisierung (Soll-Ist-Vergleich) festgestellt, welcher Zielerreichungsgrad zum Zeitpunkt
der Erfolgskontrolle gegeben ist.

Dazu ist zun&chst der Ist-Zustand der umgesetzten MaBnahme zu ermitteln, das heiBt, eine aktuelle Darstellung der
konkreten Mengen, Zeiten, Fristen, Rahmenbedingungen etc. In einem weiteren Schritt wird der Ist-Zustand dann
mit dem Soll-Zustand verglichen.

Die Zielerreichungskontrolle bildet gleichzeitig den Ausgangspunkt von Uberlegungen, ob die vorgegebenen Ziele
nach wie vor Bestand haben. Haben sich die in der Planungsphase der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gesetzten
Ziele verandert (z. B. Abbau des Personals, fiir das ein Burogebaude erstellt werden soll, wodurch sich das Ziel
»eine bestimmte Anzahl von Personen an einem bestimmten Standort unterzubringen® verandert), muss dies bei
allen zukinftigen Entscheidungen, fur die die Erfolgskontrolle die Basis bilden soll, sowie in &hnlich gelagerten
Fallen berlcksichtigt werden.

b) Wirkungskontrolle

Im Wege der Wirkungskontrolle wird ermittelt, ob die MaBnahme fiir die Zielerreichung geeignet und urséchlich
war.

Hierbei sind alle beabsichtigten und unbeabsichtigten Auswirkungen einschlieBlich eingetretener, in der
Planungsphase nicht berlcksichtigter, Risiken der durchgefiihrten MaBnahme in angemessenem Umfang zu
ermitteln.

Stellt sich im Rahmen der Wirkungskontrolle heraus, dass die verfolgte Handlungsalternative die vorgegebenen
(Teil-) Ziele erflllt hat (z. B. konkrete Mengen produziert, bestimmte Fristen eingehalten, etc.), aber trotzdem
ungeeignet war, das Hauptziel (z. B. eine politisch beabsichtigte Wirkung) zu erreichen, so sind die Griinde hierfiir
zu dokumentieren. Die daraus ableitbaren Erkenntnisse sind im Rahmen einer begleitenden Erfolgskontrolle fir
Umsteuerungsprozesse zu nutzen.

2. Wirtschaftlichkeitskontrolle
Mit der Wirtschaftlichkeitskontrolle wird untersucht, ob

e der Vollzug der MaBnahme im Hinblick auf den Ressourcenverbrauch wirtschaftlich war
(Vollzugswirtschaftlichkeit) und

e die MaBnahme im Hinblick auf die Hauptziele insgesamt wirtschaftlich war (MaBnahmenwirtschaftlichkeit).
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a) Vollzugswirtschaftlichkeit

Bei der Prufung der Vollzugswirtschaftlichkeit wird festgestellt, ob die MaBnahme unter Berlicksichtigung der
Ergebnisse der Zielerreichungskontrolle mit dem in der Planungsphase antizipierten Ressourcenverbrauch
durchgefihrt wurde. Dabei ist der Ressourcenverbrauch méglichst zu monetarisieren.

Ausgangspunkt sind die in der Kapitalwertberechnung der Planungsphase (vgl. Abschnitt C, V.) prognostizierten
Ein- und Auszahlungen. Hierdurch entstehen die Vergleichsmdglichkeiten zwischen

e den urspringlichen Planungswerten der MaBnahme und den aktuellen Werten (Plan alt - Ist neu) und ggf.
e den alten Ist-Werten und den aktuellen Werten (Ist alt— Ist neu).

Es sind die tatséchlichen Ein- und Auszahlungen im Jahr der Zahlung anzusetzen. Abweichungen zwischen
geplanten und tatsdchlichen Ein- und Auszahlungen kénnen resultieren aus

e Mehr-/Minderausgaben in den einzelnen Positionen,

e der zeitlichen Verschiebung von Zahlungen (z. B. bei verzégerter Inbetriebnahme)
und

e (ber- oder unterdurchschnittlichen Preisveranderungen.

Die Abweichungen sind als Soll-Ist-Vergleich (geplante Werte / zum Zeitpunkt der Erfolgskontrolle erreichte Werte)
festzuhalten. Wesentliche Abweichungen sind unter Berticksichtigung der Ergebnisse der Zielerreichungskontrolle
zu erlutern.

Beispiel:
Planung (vor Durchftihrung der finanzwirksamen MaBnahme)

Nr. Ein-/ Auszahlungen Jahr0 Jahr 1 Jahr2
1 Investitionsausgaben -100.000

2 laufende Personalausgaben 1 -15.000 -15.000
3 laufende Personalausgaben 2 -5.000 -4.000
4 laufende Sachausgaben 1 -10.000 -9.000
5 Einnahmen aus Verkdufen (Restwert) 1.000
Ist (nach Jahr 2):

Nr. Ein-/ Auszahlungen Jahr0 Jahr 1 Jahr2
1 Investitionsausgaben -100.000

2 laufende Personalausgaben 1 -12.550 -12.000
3 laufende Personalausgaben 2 -5.200 -4.000
4 laufende Sachausgaben 1 -11.500 -10.200
5 Einnahmen aus Verkdufen 2.000

(Restwert)

Im Rahmen der begleitenden Kontrolle der Vollzugswirtschaftlichkeit ist in der Regel die oben dargestellte Analyse
der Ist-Werte ausreichend, um die notwendigen Erkenntnisse fur einen ggf. vorhandenen Nachsteuerungsbedarf
zu gewinnen. Soll auf Grund der Ergebnisse der begleitenden Erfolgskontrolle die MaBnahme gegenuber der
urspriinglichen Planung wesentlich verandert werden, z. B. durch Verzicht auf einzelne Leistungskomponenten, ist
eine neue Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzufiihren. Darin sind die zum aktuellen Entscheidungszeitpunkt
mdoglichen Handlungsalternativen zu ermitteln und gegenlberzustellen (vgl. ab Abschnitt C, IV.).

Die abschlieBende Erfolgskontrolle dient primér dem Erfahrungsgewinn. Ein Nachsteuern ist nicht mehr méglich.
Auf eine Kapitalwertberechnung, das heiBt Diskontierung der tatsachlichen Ein- und Auszahlungen, kann
verzichtet werden, soweit keine zeitlichen Verschiebungen der Zahlungen im Vergleich zur urspringlichen
Planung erfolgt sind.

Um die Auswirkungen zeitlicher Verschiebungen feststellen zu kénnen, sind die Zahlungsstréme mit dem in der
Planung angesetzten Kalkulationszinssatz zu diskontieren. Zeitlich verzégerte Auszahlungen wirden bei
dynamischer Betrachtung zunachst einen giinstigeren Kapitalwert bewirken. Doch fallen bei verspatetem Beginn
der Nutzungsphase in der Regel zusatzliche Ausgaben, z. B. bei HochbaumaBnahmen Anmietungen oder spéaterer
Wegfall von Mietausgaben, an, oder es werden gesetzte Ziele nicht erreicht [vgl. 1. a) Zielerreichungskontrolle].

Beispiel:
Kapitalwertberechnung auf der Grundlage der Ist — Daten nach Tabelle 1.1 mitdem in der Planungsphase
angesetzten Zinssatz von p=4% entsprechend den Schritten (1) — (3) (vgl. Abschnitt C,V.).
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Nr. Ein-/ Auszahlungen Jahr 0 Jahr 1 Jahr2

1 Investitionsausgaben -100.000

2 laufende Personalausgaben 1 -12.550 -12.000

3 laufende Personalausgaben 2 - 5.200 -4.000

4 laufende Sachausgaben 1 -11.500 -10.200

5 Einnahmen aus Verkdufen (Restwert) 2.000
Summe Zahlung Nr. 1 bis 5 -100.000 -29.250 -24.200
Barwert je Jahr -100.000 -28.364 -22.375

[29.250 @ 0,9615] | [-24.200 @ 0,9246]

| | Kapitalwert 150.739

Der auf der Grundlage der Ist— Daten errechnete Kapitalwert von - 150.739 weicht von dem in der Planungsphase
antizipierten Kapitalwert von - 153.810 um 3.071 ab.

b) MaBnahmenwirtschaftlichkeit

Bei der Prufung der MaBnahmenwirtschaftlichkeit geht es darum, mit angemessenem Aufwand festzustellen, ob die
MaBnahme im Hinblick auf die Hauptziele insgesamt wirtschaftlich war (z. B. Verbesserung der
Einkommensverhélinisse einer bestimmten Region durch den Bau von 200 Autobahnkilometern). Hierzu wird das
Verhéltnis aller positiven und negativen Auswirkungen betrachtet, die mit der MaBnahme verbunden waren. Die
Priafung der MaBnahmeuwirtschaftlichkeit empfiehlt sich bei gesamtwirtschaftlichen Verfahren.

E. Spezielle Empfehlungen und Regelungen fiir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

Soweit besondere Empfehlungen und Regelungen fiir spezielle Fachthemen mit ressortiibergreifender Bedeutung
herausgegeben werden, sind diese zusatzlich zu den in Abschnitt A bis D enthaltenen grundsétzlichen
Empfehlungen heranzuziehen. Hierzu gehéren derzeit:

e BMF-Rundschreiben vom 20. August 2007 - Il A 3 - H 1000/06/0003 - mit Leitfaden
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten

e BMI-Rundschreiben vom 23. November 2004 - IT 2(KBSt)-195 058/14#14 - zum Fachkonzept WiBe 4.0 -
Empfehlung zur Durchfiihrung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen in der Bundesverwaltung, insbesondere
beim Einsatz der IT in der neuesten Fassung WiBe 4.1 - 2007

e BMI-Rundschreiben vom 31. Juli 2007 - Az.: O 1 - 131 024-1/2 - zur Veréffentlichung des Handbuchs fiir
Organisationsuntersuchungen und Personalbedarfsermittlung

e BMVBS-Schreiben vom 4. Marz 2005 - B 12-B 1406-00 - zur Bekanntgabe des Leitfaden ,Energiespar-
Contracting”

F. Anlagen

Vgl. Abschnitt C. V. 2.
Vgl. Abschnitt C. V. 3.

Seit 1999 werden die Personalkostensatze des Bundes fiir
Kostenberechnungen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, die Sachkostenpauschale eines Arbeitsplatzes
in der Bundesverwaltung fiir Kostenberechnungen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und die
Kalkulationszinssatze fur Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vom Bundesministerium der Finanzen (BMF)
unter Mitwirkung des Bundesministeriums des Innern (BMI) herausgegeben. Sie kénnen dem
Internetangebot des BMF entnommen werden. Zinssétze fiir Kapitalmarkitransaktionen sind von diesem
Rundschreiben nicht umfasst.

Vgl. zum Interessenbekundungsverfahren VV Nr. 3 zu § 7 BHO
Dies istdann Gegenstand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung fir die andere finanzwirksame MaBnahme
Dies ist nicht erforderlich, wenn der Bezugszeitpunkt auf den Entscheidungszeitpunkt fallt.

N o o~

Bei der Ermittlung der Wirtschaftlichkeit muss auch die jeweilige Zielerreichung mit beriicksichtigt werden
(vgl. Tz. V. 1. ¢)). Wenn an dieser Stelle der Begriff ,wirtschaftlich“ verwendet wird, so wird hier aus
Vereinfachungsgriinden von gleicher Zielerreichung der Handlungsalternativen ausgegangen.

8 Bezugszeitpunkt
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9 Fur einige bedeutende Einzelrisiken oder Risikokategorien siehe beispielsweise ,Leitfaden
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten” (BMF-Rds. Il A 3 H 1000/06/0003 vom
20. August 2007).

10 Der Erwartungswert ist ein statistischer Fachbegriff (Stochastik). Er ergibt sich aus dem Mittelwert der
empirisch gewonnenen Haufigkeitsverteilung bei gleichartigen MaBnahmen. Abweichungen vom
Erwartungswert (positiv oder negativ) sind ,zufallig“. Der Begriff wird hier in einem erweiterten Sinne
verwendet, so dass er im Falle nicht oder nur mit unverhaltnisméBig hohem Aufwand empirisch herleitbarer
Werte auch fundierte (Experten-) Einschatzungen zur Héhe der erwarteten Ein- bzw. Auszahlungen mit
umfasst.

11 Beispiele sind etwa die Risikokategorien Planungsrisiken, Finanzierungsrisiken, Baurisiken,
Betriebsrisiken, Verwertungsrisiken oder sonstige Leistungsstérungen

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 30.09.2011 Seite 27 von 27



	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen  zur Änderung der Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Sächsischen Haushaltsordnung (VwV-SäHO)
	A.

	Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
	B.

	Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
	A. Einleitung
	B. Grundsätzliches zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
	I. Erforderlichkeit
	II. Angemessenheit
	III. Zuständigkeiten
	IV. Betrachtungsperspektive
	V. Betrachtungszeitraum und Restwerte
	VI. Überblick über Methoden
	VII. Diskontierungszinssatz
	VIII. Abgrenzung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Kosten- und Leistungsrechnung
	IX. Vorgehensweise / Dokumentation

	C. Die wesentlichen Arbeitsschritte einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in der Planungsphase einer finanzwirksamen Maßnahme
	I. Zeitpunkte, Anforderungen im Überblick
	II. Analyse der Ausgangslage
	III. Ziele, mögliche Zielkonflikte und notwendige Ausgaben
	IV. Relevante Handlungsalternativen
	V. Wirtschaftlichkeitsberechnung bzw. -bewertung
	VI. Berücksichtigung von Risiken und Risikoverteilung
	VII. Sensitivitätsanalyse und Szenarioanalyse
	VIII. Ergebnis, Entscheidungsvorschlag und Festlegung von Kriterien zur Erfolgskontrolle

	D. Erfolgskontrolle
	I. Gegenstand und Zeitpunkt
	II. Angemessenheit
	III. Arbeitsschritte
	E. Spezielle Empfehlungen und Regelungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

	F. Anlagen


